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Praambel

Praambel

Bereits im Jahr 2008 hat die Hessische Landesregierung das Rahmenkonzept ,Jugend-
gewaltkriminalitdt und Gewalt bekdmpfen” beschlossen.! Mit der Intention, an dieser Stelle
aktiv zu werden, sind vielfache Handlungsanséatze etlicher Akteure im Bereich der Gewalt-
pravention denkbar. Unerlasslich fir den Erfolg einer wirkungsvollen Pravention und Interven-
tion ist eine abgestimmte, vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Institu-
tionen. So wird unter Ziffer V. ,Ressortibergreifende Zusammenarbeit” des Rahmenkonzepts
ausgefihrt:

Wir wollen die Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern Schule, Polizei, Justizbe-
hérden und Jugendamter intensivieren, um so frihzeitig ressortibergreifend auf die Ent-
wicklung der Jugenddelinquenz einzuwirken. Dazu werden verbindliche Regeln fir die Zu-
sammenarbeit getroffen.”

Vor diesem Hintergrund hat sich im Herbst 2009 eine gemeinsame Arbeitsgruppe, bestehend
aus Vertretern des Hessischen Ministeriums des Innern und fiir Sport, des Hessischen Ministeri-
ums der Justiz, fir Integration und Europa, des Hessischen Kultusministeriums, des Hessi-
schen Sozialministeriums sowie des Hessischen Datenschutzbeauftragten gebildet, der seit
August 2010 auch die kommunalen Spitzenverbénde Hessischer Landkreistag und Hessi-
scher Stéddtetag angehéren. Ziel war die Entwicklung von Standards zur Zusammenarbeit aller
Verantwortungstrager.

Einvernehmen besteht dahingehend, dass eine funktionierende Kooperation im Sinne des
Wohls der Kinder und Jugendlichen sowie im Sinne eines effektiven Kinder- und Jugend-
schutzes dienlich ist. Da die Zusammenarbeit jedoch in erster Linie personenabhéngig und
von den regionalen Rahmenbedingungen geprégt ist und bleiben wird, soll diese
Handreichung dazu beitragen, grundsatzliche Klarheit Gber die verschiedenen Aufgaben und
Auftrége sowie die Zustandigkeiten und Verantwortlichkeiten zu schaffen. Der Fokus richtet
sich dabei insbesondere auf die rechtlichen Grundlagen und die Méglichkeiten des Informa-
tionsaustausches.

Die beteiligten Ressorts und die kommunalen Spitzenverbédnde empfehlen eine landesweite
Umsetzung der in dieser Handreichung formulierten Standards.

Im Sinne der gemeinsam zu tragenden Verantwortung soll das Papier auch zu besserer
Akzeptanz und respektvollem Umgang der mit der Aufgabenstellung befassten Akteure bei-
tragen.

Aus Grinden der besseren Lesbarkeit wird in dieser Handreichung auf die gleichzeitige

Verwendung mannlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sdmtliche Personenbe-
zeichnungen gelten gleichwohl fir beiderlei Geschlecht.

1) Kabinettbeschluss der Hessischen Landesregierung vom 03. Mérz 2008
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1. Ziel der Handreichung

Neben der in erster Linie elterlichen Pflicht zur Erziehung ihrer Kinder ist es auch Aufgabe der
damit betrauten Behdrden und Institutionen, alle MaBnahmen zu ergreifen, um Kinder und
Jugendliche in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu férdern, damit diese zu selbst-
standigen und sozialverantwortlichen Personlichkeiten reifen kénnen.

Eine wesentliche Voraussetzung fur die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit von Praventions-,
Interventions- und Repressionskonzepten zur Reduzierung von Kinder- und Jugendkrimina-
litét ist die frihzeitig einsetzende, enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit aller Verant-
wortungstrager.

Das zu Beginn des Erarbeitungsprozesses verfolgte Ziel der vorliegenden Handreichung be-
stand zundchst darin, einen Beitrag zur Férderung dieser Zusammenarbeit zu leisten. Um
diese sehr allgemein gehaltene Absicht konkretisieren und den tatsdchlichen Bedarfen an-
passen zu konnen, fand neben dem Erfahrungsaustausch zwischen den in der Arbeitsgruppe
vertretenen Behorden und Verbanden auch eine Rickkopplung mit der regionalen Ebene
statt. Durch eine umfangliche Befragung konnten dabei Best-Practice-Erfahrungen, aber auch
existierende Problemstellungen sowie Anregungen zu Verbesserungsmaoglichkeiten vor dem
Hintergrund der vor Ort duBerst unterschiedlichen Bedingungen zusammengetragen und
ausgewertet werden. Regionale Unterschiede im Hinblick auf das Setting der Beteiligten
sowie bereits entwickelte Verfahren und Absprachen sprechen gegen Ubergeordnete
Vorgaben zur Form der Zusammenarbeit. Bereits bestehende gute Kooperationserfah-run-
gen finden dagegen in der Handreichung ihren Niederschlag.

Als Hilfestellung hat die Arbeitsgruppe daher die Bindelung von ressortibergreifenden
Informationen erachtet, die nicht in Abhangigkeit von individuellen Arbeitsweisen stehen,
sondern institutionstibergreifend Giltigkeit fir alle Akteure haben.

Die folgenden Ausfliihrungen sollen die jeweiligen Zustandigkeiten und Aufgaben, die ge-
setzlichen - insbesondere auch die datenschutzrechtlichen - Grundlagen und Verantwort-
lichkeiten erldutern. Mit einem optimierten Grundwissen in diesen Fragen erhoffen sich die
Autoren, auch einen Beitrag zu einer besseren Kommunikationskultur und Wertschatzung zu
leisten. Zudem kann es vielleicht gelingen, mit unrealistischen Erwartungen zu Aufgaben und
Grenzen der jeweiligen Kooperationspartner aufzuraumen. Im Kapitel "Einzelfragen der Zu-
sammenarbeit” finden sich Darstellungen zur Zusammenarbeit bei verschiedenen Ausgangs-
situationen, im Kapitel "Methodik” Hinweise und Erlduterungen zu den unterschiedlichen
Beratungssettings sowie den Méglichkeiten der Informationsweitergabe.

Diese Handreichung soll eine Hilfestellung sein und kann nicht alle Problemstellungen in der
Praxis |&sen. Die grundsatzliche Gespréchs- und Kooperationsbereitschaft aller Partner, der
Umgang mit begrenzten zeitlichen und finanziellen Ressourcen und die personelle Aus-
stattung, Personalwechsel und anderes mehr bleiben weiterhin im Verantwortungsbereich
der einzelnen Behdérden.
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2. Zustandigkeiten/Aufgaben (Regelungen

2.1 Schule

Der Auftrag der Schule ergibt sich vorrangig aus den §§ 2 und 3 des Hessischen Schul-
gesetzes (HSchG), in denen sowohl der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule als auch
die Grundséatze zu dessen Verwirklichung im Einzelnen niedergelegt sind.

Danach hat die Schule (und zu deren Unterstitzung auch die Schulaufsicht) vorrangig den
praventiven Auftrag, die Schiler entsprechend den Zielen der §§ 2 und 3 HSchG so zu erzie-
hen, dass Anlésse zur Intervention wegen schulischen Fehlverhaltens oder mit strafrechtlicher
Relevanz maglichst vermieden werden kénnen. M. a. W. der Auftrag der Schule ist primar
praventiver Natur, wahrend interventive Reaktionen nur in Einzelfédllen gegeniber auffalligen
Schilern zu erfolgen haben.

Fur Félle von Stérungen in der Wahrnehmung dieses Bildungs- und Erziehungsauftrages sieht
das HSchG gegentiber den Schiilern verschiedene Reaktions- und Sanktionsmdglichkeiten vor.

Bei Fehlverhalten von Schulern in der Schule ist zunachst zu unterscheiden, ob dieses Fehl-
verhalten als schuldhaft vorgeworfen werden kann oder nicht.

Fur den Fall eines schuldhaft vorwerfbaren Verhaltens kommen abgestuft die pddagogischen
MaBnahmen nach § 82 Abs. 1 HSchG und fiir schwerwiegendere Félle die OrdnungsmaB-
nahmen des § 82 Abs. 2 HSchG in Betracht.

Padagogische MalBnahmen sind je nach Fallkonstellation anzuwenden, soweit die Grundsatze
der VerhaltnismaBigkeit und Achtung der Personlichkeit des Schiilers nicht verletzt werden.
Da die padagogischen MaBnahmen im Gegensatz zu den OrdnungsmaBnahmen keine
Verwaltungsakte darstellen, sind die fiir Verwaltungsakte geltenden verfahrensrechtlichen
Vorgaben nicht einzuhalten, sodass auf das Fehlverhalten eines Schiilers - wie padagogisch
sinnvoll - unmittelbar reagiert werden kann.

Als péddagogische MaBnahmen kommen gemaB § 81 Abs. 1 HSchG iV.m. § 64 Abs. 2 der
Verordnung zur Gestaltung des Schulverhaltnisses (VOGestSchV) in Betracht (ohne Anspruch
auf Vollstandigkeit):

= Gesprach mit dem Schiler mit dem Ziel, eine Verdnderung seines Verhaltens zu erreichen,

= Ermahnung,

= Gruppengesprache mit Schilern und Eltern,

= formlose mindliche oder schriftliche Missbilligung des Fehlverhaltens,

= Beauftragung mit Aufgaben, die geeignet sind, den Schiller sein Fehlverhalten erkennen
zu lassen,

= Nachholen schuldhaft versdumten Unterrichts nach vorheriger Benachrichtigung der Eltern,

= zeitweise Wegnahme von Gegenstanden, die den Unterricht oder die Ordnung der Schule
storen oder storen kénnen.

Demgegeniber sind die Ordnungsmalnahmen des § 82 Abs. 2 HSchG abschlieBend aufge-
zahlt und nur unter Beachtung der speziellen Voraussetzungen der Abs. 3 bis 6 anwendbar.
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OrdnungsmaBnahmen sind gemal § 82 Abs. 2 HSchG ausschlieBlich:

= Ausschluss vom Unterricht fiir den Rest des Schultages,

= Ausschluss von besonderen Klassen- oder Schulveranstaltungen sowie vom Unterricht in
Wahlfachern und freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen,

= voriibergehende Zuweisung in eine Parallelklasse oder in eine andere Lerngruppe bis zu
einer Dauer von vier Wochen,

= Zuweisung in eine Parallelklasse oder in eine andere Lerngruppe,

= vorlibergehender Ausschluss vom Schulbesuch bis zu einer Dauer von vier Wochen,

= Uberweisung in den gleichen Bildungsgang einer anderen Schule,

= Verweisung von der besuchten Schule.

Fur Auffélligkeiten von Schilern, die nicht schuldhaft sind, sieht § 82 a HSchG eine Eingriffs-
moglichkeit zum Schutz von Mitschilern oder zur Aufrechterhaltung des Schulbetriebs vor.
Daneben besteht nach § 65 Abs. 2 HSchG eine besondere Méglichkeit fur solche Falle, in
denen eine Beschulung eines Schilers aufgrund seines Verhaltens selbst in einer Forder-
schule fur Erziehungshilfe nicht mehr méglich sein sollte. In diesen Féllen kann die Schul-
aufsicht unter Beteiligung insbesondere des Jugendamtes das Ruhen der Schulpflicht vor-
ldufig oder auf Dauer anordnen.

Fir die RegelverstdBe der unentschuldigten Nichtteilnahme am Unterricht? sieht das HSchG
spezielle Moglichkeiten vor, die sich danach unterscheiden, ob der Schiler noch der Schul-
pflicht unterliegt oder nicht. Bei schulpflichtigen Schilern ist die Moglichkeit eréffnet, entwe-
der gegen ihre Erziehungsberechtigten oder ab Eintritt der BuBgeldmindigkeit gegen die
Schiler selbst Ordnungswidrigkeitsverfahren einzuleiten, bei denen sich am Ende des Ver-
fahrens die Festsetzung von ErsatzmaBnahmen nach § 98 des Ordnungswidrigkeitengesetzes
(OWIG) als besonders erfolgversprechend herausgestellt hat.

Von der daneben bestehenden Méglichkeit des § 182 HSchG, gegen Erziehungsberechtigte
wegen dauernder oder hartnackiger Entziehung ihrer Kinder von der Schulpflicht Strafver-
fahren einzuleiten, wird nur in ganz seltenen Ausnahmefallen Gebrauch gemacht.

Schilern, die unentschuldigt dem Unterricht fernbleiben und nicht mehr der Vollzeitschul-
pflicht unterliegen, kann gemaB § 82 Abs. 8 HSchG vom Schulleiter geraten werden, sich
selbst abzumelden. Sollten sie sich entgegen dieses Rates des Schulleiters nicht selbst abmel-
den, kénnen sie auf Antrag der Schule durch das Staatliche Schulamt der Schule verwiesen
werden, wenn sie entweder in sechs zusammenhdngenden Unterrichtswochen insgesamt
sechs Unterrichtstage unentschuldigt dem Unterricht ferngeblieben sind oder zwei angekiin-
digte schriftliche Leistungsnachweise unentschuldigt versdumt haben.

2.2 Jugendhilfe

Jugendhilfe kann im Rahmen ihrer Aufgaben auch kriminalpréaventive Wirkung erzeugen,
indem sie junge Menschen bei der Stérkung ihrer Identitét unterstitzt und Kindern und
Jugendlichen, die von Misserfolgserlebnissen und Ausgrenzungserfahrungen belastet sind,
Hilfestellung bei der Entwicklung von ohne Gewalt und Delinquenz auskommenden Lebens-
bewéltigungs- und Konfliktlésungsstrategien gewahrt.

2) Die nicht auf eine Schulphobie oder andere, vom Schiiler nicht zu vertretende Griinde zurlickzufihren ist.
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Jugendhilfe hat in erster Linie die Funktion der Unterstiitzung und Fdrderung junger
Menschen (Kinder und Jugendliche) zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahi-
gen Personlichkeit. Jugendhilfe kann damit an der Kultur des Aufwachsens und beim Aufbau
einer humanen Zivilgesellschaft mitwirken, sie ist zur Erfillung dieses Ziels jedoch auf forder-
liche Rahmenbedingungen angewiesen. § 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
schreibt vor, dass die Jugendbhilfe ihre Arbeit zu Gunsten junger Menschen zu erfiillen hat
(Abs. 1), und legt ihre Leistungen und anderen Aufgaben im Einzelnen fest (Abs. 2 und 3).

Die Leistungsbereiche (auch als Sdulen der Jugendhilfe bezeichnet) umfassen:

= Angebote zur unmittelbaren Beratung gefédhrdeter Kinder und Jugendlicher (§ 8),

= Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit, der Jugendverbandsarbeit und des
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes (§§ 11-14),

= Angebote zur Férderung der Erziehung in der Familie (§§ 16-21),

= Angebote zur Férderung von Kindern in Tageseinrichtungen (§§ 22-25),

= Hilfen zur Erziehung (§§ 27-35, 36, 37, 39, 40),

= Hilfen fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§§ 35a-37, 39, 40) sowie

= Hilfen fur junge Volljéhrige (§ 41).

Mit dem Begriff Leistungen werden die Bereiche bezeichnet, in denen junge Menschen von den
Tragern der Jugendhilfe Angebote erhalten bzw. Anspriiche gegeniber 6ffentlichen Tragern
haben. Neben den Leistungen benennt das Gesetz andere Aufgaben der Jugendhilfe (§§ 42-60
SGB VIII). Mit deren Wahrnehmung erfillt die &ffentlich verantwortliche Jugendhilfe die hoheit-
lichen Verpflichtungen im Bereich der Jugendhilfe. Ein Teil dieser Verpflichtungen liegt im Be-
reich traditionell polizeilicher Aufgaben (Jugendschutz). Der Schwerpunkt der Tatigkeiten liegt
im Umfeld justitieller Handlungsfelder. Es handelt sich im Einzelnen um die Inobhutnahme von
Kindern und Jugendlichen (§ 42), die Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten (§ 50)
und nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) (§ 52) sowie Beistandschaft, Amtspflegschaft und
Amtsvormundschaft (§§ 55-58). Unmittelbar mit der Unterstitzung strafféllig gewordener Ju-
gendlicher betraut sind die Bereiche der Jugendgerichtshilfe im Rahmen der Jugendhilfe sowie
der Jugendbewéhrungshilfe als Teil der Justiz. Uber die gesetzlich verankerten Aufgaben der
Jugendstraffélligenhilfe hinaus sind auch einzelne Leistungsbereiche der Kinder- und Jugend-
hilfe von der Thematik berihrt. Dies gilt z. B. fir den Bereich der ambulanten und stationéren
Erziehungshilfen, die auch strafféllig gewordene Jugendliche betreuen.

In Fallen erheblicher Fremd-/Eigengefdhrdung ist in Einzelféllen auch eine stationare Unter-
bringung in einer geschlossenen Jugendhilfeeinrichtung méglich. Dazu missen die Sorge-
berechtigten (die Eltern, ein Vormund oder ein Ergénzungspfleger im Sinne des § 1909 des
Birgerlichen Gesetzbuches (BGB)) entsprechende Antrége auf Genehmigung der Unter-
bringung beim Familiengericht stellen (§ 1631b BGB). Das Jugendamt selbst hat kein eigen-
sténdiges Antragsrecht auf Genehmigung einer geschlossenen Unterbringung durch das
Familiengericht. Stellen die personensorgeberechtigten Eltern keine erforderlichen Antrége,
ist ggf. durch Anregung des Jugendamtes in einem Verfahren nach den §§ 1666, 1666a BGB
durch das Familiengericht zu prifen, ob Teile der elterlichen Sorge auf einen Pfleger zu Uber-
tragen sind, der dann ein Genehmigungsverfahren nach § 1631b BGB einleiten kann.
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Die Jugendhilfe in Strafverfahren/ Jugendgerichtshilfe3 soll mit dazu beitragen, im jugend-
gerichtlichen Verfahren die richtige, sich an der Persénlichkeit des Jugendlichen oder Heran-
wachsenden orientierende Entscheidung zu finden. Neben dieser Form der Unterstltzung,
die dem Jugendamt nach § 52 SGB VIl gegeniber der Justiz obliegt, tritt die Hilfe und
Betreuung fur strafféllig gewordene junge Menschen. Das Jugendamt hat somit bei der
Mitwirkung in jugendgerichtlichen Verfahren eine Doppelfunktion.

Das Jugendamt nimmt durch eine seiner Organisationseinheiten (z. B. Jugendgerichtshilfe,
Allgemeiner Sozialer Dienst etc.) als eine seiner Aufgaben die Jugendhilfe in Strafverfahren
wahr und wirkt dabei auch im Rahmen von Gerichtsverfahren regelmé&Big mit. Hierzu gehort
in geeigneten Fallen auch die Teilnahme im Rahmen der Hauptverhandlung, in der das
Jugendamt seine fachliche Sichtweise einbringt.

Die Jugendgerichtshilfe

= informiert den Beschuldigten sowie den Sorgeberechtigten tUber den Verlauf des Straf-
verfahrens und mégliche Folgen,

= betreut und ist Ansprechpartner wéhrend des gesamten Verfahrens (§ 52 SGB VIII),

= berdt und unterstltzt den Beschuldigten in schwierigen Lebenssituationen,

= berichtet Gber den Beschuldigten, z. B. in Form einer sozialanamnestischen gutachterli-
chen Stellungnahme oder eines Sozialberichtes,

= bringt sozialpddagogische Gesichtspunkte in das Verfahren ein,

= prift, ob Leistungen der Jugendhilfe eingeleitet werden sollen,

= zeigt Varianten zu einem férmlichen Gerichtsverfahren auf,

= organisiert und Uberwacht gerichtlich angeordnete péddagogische MaBnahmen (Vermitt-
lung und Uberwachung sozialer Arbeitsstunden aus Weisungen nach § 10 JGG oder eines
Verkehrserziehungskurses; Besuch in der JVA, Durchfihrung einer Betreuungsweisung,
Sozialer Trainingskurs etc.),

= arbeitet in regionalen Netzwerken zur Kriminalpravention mit.

Der Jugendgerichtshilfe stehen keine Zwangsmittel zur Verfigung.

Der Tréger der offentlichen Jugendhilfe tragt die Kosten einer Hilfe grundsétzlich nur dann, wenn
sie auf der Grundlage seiner Entscheidung nach MaBgabe des Hilfeplans unter Beachtung des
Wunsch- und Wahlrechtes der Leistungsberechtigten erbracht wird. Dies gilt auch in den Fallen, in
denen Eltern durch das Familiengericht oder Jugendliche und junge Volljdhrige durch den Ju-
gendrichter zur Inanspruchnahme von Hilfen verpflichtet werden (vgl. § 36a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII).

2.3 Polizei

GeméalB § 1 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung
(HSOGQG) haben die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehdrden die ihnen durch andere Rechts-
vorschriften zugewiesenen weiteren Aufgaben zu erfillen.

Die Zustandigkeit fiir die hessischen Polizeibehdrden fir die Einhaltung der Vorschriften des
Jugendschutzgesetzes ergibt sich aus § 50 Satz 1 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfe-

3) Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden nur noch der Begriff ,Jugendgerichtshilfe” verwandt.
Gleichwohl sind damit auch die Organisationseinheiten der Jugendamter gemeint, die sich ,Jugendhilfe im
Strafverfahren” nennen.
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gesetzbuches (HKJGB) in der Fassung vom 18. Dezember 2006 (GVBI. | S. 698), geadndert
durch Gesetz vom 16. Dezember 2011 (GVBI. 1 S. 820); Gesamtausgabe in der Gultigkeit vom
01.01.2012 bis 31.12.2013.

Die weitere Zusténdigkeit fir hessische Polizeibehdrden ergibt sich aus § 4 Abs. 1 Satz 1 der
Verordnung zur Ausfilhrung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches und tber
Zustandigkeiten nach dem Jugendschutzgesetz (KIHGA/JuSchGZustV). Demnach sind in
Hessen die Polizeibehdrden fir MaBnahmen zum Schutze von Kindern oder Jugendlichen
nach § 8 des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) an jugendgefahrdenden Orten zusténdig.

MaBnahmen zum Jugendschutz ergeben sich aus dem JuSchG oder aus anderen Spezialge-
setzen, soweit diese betroffen sind. Sofern notwendige MaBnahmen dort nicht abschlieBend
geregelt sind, finden die Vorschriften des HSOG Anwendung (siehe § 3). Solche MalBnahmen
kénnen z. B. sein:

= Minderjadhrige aus einer Gaststatte verweisen (§ 32 Abs.1 HSOG),
= sie dem Jugendamt zufiihren (§ 32 Abs. 2 HSOG) oder
»  Gaststatten zu Gefahrenabwehrzwecken betreten (§ 38 Abs. 7 HSOG).

Sofern Sachverhalte sich als Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten darstellen, besteht seitens der
Polizei die Zustandigkeit zur Verfolgung: Fir Straftaten ergibt sich die zwingende und uneinge-
schrénkte Verpflichtung aus § 163 der Strafprozessordnung (StPO). Ordnungswidrigkeiten wer-
den auf Grundlage des § 53 OWiG durch die Polizei nach pflichtgemé&Bem Ermessen verfolgt.

2.4 Justiz
2.4.1 Staatsanwaltschaft

Der Staatsanwaltschaft obliegen die Strafverfolgung und die Mitwirkung im Strafverfahren. Sie
fuhrt das Ermittlungsverfahren, schafft durch Anklageerhebung die Voraussetzungen fir die
Ausitibung der rechtsprechenden Gewalt und vollstreckt - soweit nicht Jugendstrafrecht zur
Anwendung gekommen ist - die gerichtlichen Entscheidungen4. Voraussetzung fur ein
Tatigwerden der Staatsanwaltschaft ist gemalB § 152 Abs. 2 StPO grundsétzlich der Anfangs-
verdacht einer verfolgbaren Straftat, d. h. ein ,nur” auffélliges, offenkundig strafrechtlich nicht
relevantes Verhalten reicht insoweit nicht aus.

Straftaten zu verhiten ist der Staatsanwaltschaft hingegen - soweit das Gesetz nichts anderes
bestimmt (vgl. z. B. § 112a StPO) - nicht als unmittelbare Pflicht Gbertragen. Dies schlieBt aller-
dings praventives Engagement - wie es z. B. im Rahmen der Hauser des Jugendrechts vorge-
sehen ist - nicht aus.

2.4.1.1 Kinder
Verfahren gegen Kinder sind seitens der Staatsanwaltschaft zwingend einzustellen, da die
Strafunmindigkeit ein jederzeit zu beachtendes Verfahrenshindernis darstellt (§ 1 JGG, § 19

Strafgesetzbuch (StGB)).

4) Meyer-GoBner, Vor § 141 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG), Rz. 2 f. m.w.N.



2. Zustandigkeiten/Aufgaben (Regelungen

2.4.1.2 Jugendliche/Heranwachsende

Verfahren, fir die das Jugendgericht zustédndig ist (§§ 33-33b, 107 JGG), werden durch
Jugendstaatsanwélte bearbeitet, welche erzieherisch befahigt und in der Jugenderziehung
erfahren sein sollen (8§ 36, 37 JGG). Da es sich um eine reine Ordnungsvorschrift handelt,
begrindet die fehlende erzieherische Kompetenz keinen revisiblen Verfahrensversto3 und
wird daher in der Praxis teilweise nicht beachtet. Die in § 43 JGG vorgesehenen Ermittlungen
zur Personlichkeit im Vorverfahren obliegen - auch wenn eigentliches Organ der Person-
lichkeitserforschung die Jugendgerichtshilfe (§ 38 JGG) ist - (auch) dem Jugendstaatsanwalt .5
Durch diese Ermittlungen soll sich ein umfassendes Bild hinsichtlich Persénlichkeit,
Entwicklung und Umwelt des Beschuldigten ergeben. Nach dem Abschluss der Ermittlungen
entscheidet der Jugendstaatsanwalt unter Berlcksichtigung der insoweit gewonnenen
Erkenntnisse und unter Beachtung des Leitmotivs des Erziehungsgedankens tiber die Art der
Verfahrenserledigung, wobei - sofern hinreichender Tatverdacht vorliegt - insbesondere das
Absehen von der Verfolgung gemé&B §§ 45, 109 JGG, der Antrag auf Entscheidung im ver-
einfachten Jugendverfahren geméaB § 76 JGG (nur bei Jugendlichen) oder die Erhebung der
offentlichen Klage gemafl § 170 Abs. 1 StPO in Betracht kommen.

2.4.2 Gericht
2.4.2.1 Kinder

Taten von Kindern fallen bereits nach dem Gesetzeswortlaut nicht in den Geschéftsbereich
der Jugendgerichte (vgl. § 1 JGG).

2.4.2.2 Jugendliche/Heranwachsende

Sofern seitens der Staatsanwaltschaft das Verfahren nicht eingestellt worden ist, entscheiden
Uber Verfehlungen Jugendlicher und Heranwachsender (abgesehen von gesetzlich geregel-
ten Ausnahmen) die Jugendgerichte (§§ 33-33b, 107 JGG), wobei die Richter ebenso wie die
Jugendstaatsanwélte erzieherisch befdhigt und in der Jugenderziehung erfahren sein sollen
(§ 37 JGQ). Das geltende Jugendstrafrecht bietet der Justiz dabei - im Gegensatz zum allge-
meinen Strafrecht, welches nur Geld- und Freiheitsstrafe als primare Sanktionen kennt - einen
breit geféacherten Instrumentenkasten, um auf die unterschiedlichen Straftaten und Entwick-
lungsgrade junger Menschen zu reagieren. Auch MaBnahmen bereits wéhrend des Ver-
fahrens und vor Rechtskraft des Urteils sind bei Jugendlichen méglich (vgl. § 71 JGG).

Die Vollstreckung bei Jugendlichen und Heranwachsenden, sofern auf diese materielles
Jugendstrafrecht angewendet worden ist, obliegt ebenfalls dem Jugendrichter (§ 82 ff. JGG).

Die Rechtsfindung erfolgt in richterlicher Unabh&ngigkeit, ebenso die Entscheidungen des
Vollstreckungsleiters nach § 83 Abs. 1 JGG. Darlber hinaus ist die Vollstreckung, auch soweit
sie der Jugendrichter wahrnimmt, grundséatzlich eine Angelegenheit der Justizverwaltung.
Die Entscheidungen sind Justizverwaltungsakte, der Jugendrichter unterliegt insoweit der
Dienstaufsicht des Generalstaatsanwalts (str.).

5) Meyer-GoBner, § 43 JGG, Rz. 16
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3.1 Rechtliche Regelungen
3.1.1 Schule

In Wahrnehmung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags nach §§ 2, 3 HSchG wird Schule
immer dann die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit auBerschulischen Einrichtungen
prifen mussen, wenn die der Schule nach dem HSchG zur Verfligung gestellten Mdglich-
keiten nicht (mehr) ausreichen, ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag im Einzelfall durchzu-
setzen.

Die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt (ggf. unter Beteiligung des zusténdigen Staatlichen
Schulamtes) soll nach § 3 Abs. 10 HSchG vorrangig in solchen Féllen erfolgen, in denen die
Schule aufgrund ihrer eigenen Beobachtungen den Eindruck gewonnen hat, dass die Eltern
eines minderjahrigen Schilers bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgabe tberfordert
sind und der Unterstiitzung durch das Jugendamt im Rahmen dessen Zustandigkeit (s. u.) be-
durfen oder andere Anhaltspunkte fir eine Gefahrdung des Wohls eines Schiilers vorliegen.

Dariiber hinaus kommt die Beteiligung des Jugendamtes in Betracht, wenn bei verhaltens-
auffalligen Schilern mit sonderpddagogischem Foérderbedarf fir Erziehungshilfe eine
Forderung auch an einer Schule fir Erziehungshilfe nicht mehr mit Aussicht auf Erfolg statt-
finden kann. Bevor in solchen Einzelfallen nach § 65 Satz 2 HSchG das Ruhen der Schulpflicht
voribergehend oder auf Dauer durch das Staatliche Schulamt angeordnet wird, wird in Zu-
sammenarbeit mit dem Jugendamt versucht, flankierende oder alternative Losungsmog-
lichkeiten zu finden, um dem minderjéhrigen Schiler selbst und seinen in der Regel Uberfor-
derten Eltern zu helfen, seine Schullaufbahn mit einem Abschluss zu beenden.

In Einzelféllen kann auch eine Einschaltung des Jugendamtes bei Schulpflichtversdumnissen
sinnvoll sein, wenn erkennbar wird, dass es entweder den Eltern nicht (mehr) gelingt, auf den
schulpflichtigen Schiler (d. h. in der Regel Jugendlichen) in der Weise einzuwirken, dass er
regelmaBig die Schule besucht, oder die Eltern kein Interesse daran zeigen, den Schulbesuch
durchzusetzen.

Die Zusammenarbeit der Schule mit der Polizei wird im praventiven Bereich seit Jahren erfolg-
reich z. B. im Rahmen der Verkehrserziehung in der Grundschule, aber auch bei paddagogi-
schen Tagen oder sonstigen besonderen Unterrichtsveranstaltungen zu bestimmten Themen
wie Internetkriminalitédt etc. praktiziert.

Die férmliche Einschaltung der Polizei durch Erstattung einer Strafanzeige in konkreten Einzel-
fallen, die in zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang zur Schule stehen, kommt typi-
scherweise bei folgenden Fallkonstellationen in Betracht:

= Kdrperverletzungsdelikte, die mittels Waffen begangen werden oder nicht unerhebliche
Verletzungen zur Folge haben,

= gewerbsmaBiges Handeln mit Rauschmitteln, die unter den Strafrahmen des Betaubungs-
mittelgesetzes (BtMG) fallen,

= strafrechtlich relevante Auseinandersetzungen mit schulfremden Personen oder

= nach Ausschdpfung oder Aussichtslosigkeit der schulinternen Reaktionsmaoglichkeiten.

13
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Eine Einschaltung der Polizei im Rahmen von Schulschwanzerprojekten ist insbesondere unter
flankierenden Gesichtspunkten denkbar. Die Polizei kann dabei im Rahmen ihrer téglichen
Aufgabenwahrnehmung Schiler, die altersmaBig noch schulpflichtig sein kénnten und sich
wahrend der Ublichen Unterrichtszeit im 6ffentlichen Raum aufhalten, gezielt auf ihre Schul-
pflicht ansprechen und ggf. der Schule zurlckfihren. Hierbei ist jedoch zu berlcksichtigen,
dass sich daraus keine origindre Zustandigkeit der Polizei fir diese Tatigkeit ableiten |asst.
Unter Umstanden kann bei der Zufiihrung auch die fir den Wohnsitz, fir den gewdhnlichen
Aufenthalt oder fir den Beschéaftigungsort des Schulpflichtigen ortlich zustdndige Verwal-
tungsbehdrde (Gemeindevorstand) in Anspruch genommen werden (vgl. § 68 Satz 3 HSchG).

3.1.2 Jugendhilfe

Leistungen und Aufgaben der Jugendhilfe werden zu Gunsten junger Menschen erbracht.
Hierin liegt der wesentliche Grund fir die klaren Abgrenzungen der Jugendhilfe zu repressi-
ven Aufgaben und Zustandigkeiten. Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Férderung seiner
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfédhigen
Personlichkeit. In diesem Kontext ist es u. a. Aufgabe der Jugendémter, junge Menschen in
ihrer Entwicklung zu férdern, ihnen und ihren Familien Beratung und erforderliche Hilfen
anzubieten und zu gewahren, Familien zu unterstitzen und von den Kindern und Jugend-
lichen Gefdhrdungen abzuwenden. Auf die Leistungen der Jugendhilfe besteht ggf. ein
Rechtsanspruch. Die Jugendémter wirken in den Feldern des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes bei der Pravention mit. Sie arbeiten zudem mit anderen Stellen, die der Erziehung,
Bildung, Beratung und der Hilfe dienen, sowie der Polizei zusammen. Die Jugendgerichtshilfe
unterbreitet im gerichtlichen Verfahren den Beteiligten regelméfBig Vorschlage zum weiteren
Vorgehen, zu mdglichen Reaktionen oder zu ergénzenden Hilfe- und Unterstitzungs-
leistungen.

Die Trager der freien Jugendhilfe (Wohlfahrtsverbande, Kirchen, autonome Initiativen und
Selbsthilfegruppen, Jugendorganisationen) nehmen im Bereich der Préventionsarbeit und
bei sozialpddagogischen Hilfsangeboten im Auftrag der Tréager der 6ffentlichen Jugendhilfe
ebenfalls Aufgaben wahr.

Insbesondere zur Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen (JuSchG), arbeiten die Jugend-
dmter mit den ortlichen Polizei- und Ordnungsbehérden gemaB § 81 SGB VIII zusammen.
Danach haben die Tréager der offentlichen Jugendhilfe mit anderen Stellen und &ffentlichen
Einrichtungen, deren Tatigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer
Familien auswirkt, im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse zusammenzuarbeiten. Ziel der
Zusammenarbeit ist die Ermoglichung und Verbesserung der Durchfiihrung von eigenen
MaBnahmen der Jugendhilfe im einzelnen Leistungsfall und als generelle Absprache fiir eine
Vielzahl von Fallen sowie (gleichrangig) die mogliche Einflussnahme auf die Arbeit der ande-
ren Stellen und Einrichtungen mit dem Ziel einer méglichst weitgehenden Umsetzung der
Zielvorstellungen in § 1 Abs. 3 SGB VIII. Einen festen Rahmen fir die Zusammenarbeit bieten
der Jugendhilfeausschuss mit seinen Fachausschissen sowie Arbeitsgemeinschaften. Ziel-
fihrend sind der Abschluss von Vereinbarungen und Absprachen Gber das Vorgehen in
Einzelféllen. Darliber hinaus gibt es noch das allgemeine Zusammenarbeitsgebotin § 86 SGB
X, das die Leistungstrager, ihre Verbdnde und die im SGB X genannten &ffentlich-rechtlichen
Vereinigungen bei der Erfullung ihrer Aufgaben nach dem SGB X zur Zusammenarbeit ver-
pflichtet.
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3.1.3 Polizei

Die Zusammenarbeit der Polizei mit anderen Behérden und Institutionen ergibt sich aus fol-
genden Rechtsgrundlagen:

3.1.3.1 Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB):

§ 50 HKJGB ermoglicht fur die zustandigen Polizeibehdrden die Beteiligung der Jugend-
dmter beim Jugendschutz.

§ 51 HKJGB regelt die Zusammenarbeit mit den Jugendamtern

= pzgl. Abstimmung der Aufgabenwahrnehmung zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen bei der vorbeugenden Bekampfung der Jugendkriminalitdt zwischen Polizei-
behorden und Jugendémtern,

= bzgl. der Beteiligung der Jugenddmter an MaBnahmen und Kontrollen der Polizeibe-
hérden nach § 8 JuSchG in besonderen Féllen, sofern Griinde des erzieherischen Jugend-
schutzes vorliegen,

= bzgl. Unterrichtung der Jugendamter durch die Polizeibeh6rden in den Féllen, in denen
Leistungen der Jugendhilfe oder vorldufige MaBBnahmen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen nach § 8a oder § 42 SGB VI erforderlich erscheinen und

= bzgl. der Vollzugshilfe seitens der Polizeibehdrden in den Féllen des § 8a oder § 42 SGB
VIl auf Ersuchen des Jugendamtes.

3.1.3.2 Jugendschutzgesetz (JuSchG):

In schwierigen Féllen besteht die Pflicht der Polizeibehérden zur Unterrichtung des Jugend-
amtes Uber jugendgeféhrdende Orte gemaf3 § 8 JuSchG.

Bei unmittelbarer Gefahr ist es oft die Polizei, die eingreift. Nur wenn diese Gefahr dauerhaft
beseitigt werden kann, indem die Gefadhrdeten zum Verlassen des Ortes angehalten werden,
kann es damit sein Bewenden haben. Eine Unterrichtung des Jugendamts kann aus zwei ganz
unterschiedlichen Griinden notwendig werden:

a) Die Gefahr liegt in der ,Gefahrlichkeit des Ortes” begriindet und es muss angenommen

werden, dass an diesem Ort auch kiinftig Kinder oder Jugendliche gefédhrdet sein werden.
im Sinne der gesetzlichen Regelung liegt dabei dann vor, wenn die
fortdauernde Gefahrlichkeit des Ortes nicht durch einfache polizeiliche MalBnahmen besei-

|u

Ein ,schwieriger Fal
tigt werden kann und eine Anordnung nach § 7 JuSchG erwogen werden muss.

b) Die Gefahr liegtin dem ,gefahrgeneigten Handeln von Kindern und Jugendlichen” begriindet.
.Schwierige Félle” liegen hier stets vor, wenn es sich um Geschehnisse in sozialen Brennpunkten
handelt, Alkohol oder Drogen im Spiel sind, Jugendbanden beteiligt sind oder wenn z. B. bei

einer Zufiihrung zu den Eltern Probleme des Elternhauses deutlich werden.6

Eine Meldung der Kinder und Jugendlichen an das Jugendamt ist dabei nicht zwingend vorgesehen.

6) Quelle: Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend - Jugendschutzgesetz und Jugendmedien-
schutz - Staatsvertrag der Lander.
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Beispiele fur jugendgefdhrdende Orte sind etwa Treffpunkte von Drogensiichtigen (z. B. auf
Bahnhofstoiletten), Rotlichtviertel, Gaststatten oder Spielhallen, in denen sich ein kriminelles
Milieu gebildet hat, und Internet-Cafés, in denen unzureichende technische Nutzungskon-
trolle oder Aufsicht herrscht. Im Hinblick auf die gemaB § 8 JuSchG von der Polizei zu treffen-
den MaBnahmen ist zu beachten, dass ein Eingriffsermessen dann nicht mehr besteht, wenn
es sich um den Aufenthalt eines Minderjéhrigen an einem jugendgefédhrdenden Ort handelt.

3.1.3.3 Hessisches Gesetz liber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG):

= Gemal § 1 Abs. 6 HSOG haben alle Behdrden bei der Gefahrenabwehr zusammenzuar-
beiten. U.a.:
- Unterrichtungspflicht,
- Bildung gemeinsamer Arbeitsgruppen (Kriminalpraventionsrate),

B § 22 Abs. 2 und 3 HSOG regelt die Zusammenarbeit der Gefahrenabwehr- und
Polizeibehdrden bzgl. Datenlbermittiung,

= § 32 Abs. 2 HSOG regelt die Zufihrung von Minderjdhrigen an die Sorgeberechtigten
oder das Jugendamt,

= Amtshilfe, Vollzugshilfe, Schutzhilfe: siehe dazu unter Nummer 4.9.

3.1.3.4 Polizeidienstvorschrift 382 (PDV 382)

Die Bearbeitung von Jugendsachen durch die Polizei wird durch die PDV 382 geregelt. Aus
dieser ergeben sich ebenfalls Pflichten der Polizei zur Zusammenarbeit mit anderen Behor-
den und Einrichtungen, insbesondere mit dem Jugendamt:

Ziff.1.3.1  Die Bearbeitung von Jugendsachen erfordert sowohl im préventiven als auch im
repressiven Bereich eine standige Kooperation der damit betrauten Polizeibeam-
ten mit anderen Institutionen, die sich mit Jugendfragen befassen..

Ziff. 2.1.1  Die Polizei hat im Rahmen ihrer Zustédndigkeiten Gefahren abzuwehren, die Min-
derjahrigen drohen oder von ihnen ausgehen. Auf die Wahrnehmung originarer
Zustandigkeiten anderer Behérden soll dabei seitens der Polizeibehérden hinge-
wirkt werden. Die Grundsatze der Amtshilfe bleiben unberihrt.

Ziff. 2.3. ff. Bei Gefahrdung Minderjéhriger enthalten diese Ziffern Regelungen zur Uberstel-
lung Minderjahriger an das Jugendamt zur dortigen Inobhutnahme und Unter-
richtungspflichten der Polizeibehérden gegeniiber dem Jugendamt in Féllen, in
denen MaBnahmen des Jugendamtes zum Schutz der Minderjahrigen erforderlich
erscheinen bzw. in denen polizeiliche Erkenntnisse Uber jugendgefdhrdende Orte
vorliegen.

Die Kapitel 3, 4 und 5 der PDV 382 enthalten u. a. detaillierte Regelungen zur Zusam-
menarbeit der Polizeibehdrden mit anderen Behdrden und Einrichtungen in Bezug auf Straf-
und BuBgeldverfahren von Minderjahrigen.

Kapitel 6 regelt die Verfahrensweise bei Freiheitsbeschrankungen/-entziehungen von Kindern
und Jugendlichen. U. a. ist eine Uberstellung von festgehaltenen Minderjahrigen an das
Jugendamt in speziellen Fallen angebracht bzw. bei der Staatsanwaltschaft anzuregen.
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Kapitel 12 regelt den Umgang mit Minderjéhrigen als Vermisste. Die PDV 389 findet entspre-
chend Anwendung. Bei Minderjéhrigen muss grundsétzlich eine Gefahr fir Leib oder Leben
angenommen werden, solange Erkenntnisse oder Ermittlungen nichts anderes ergeben
(Regelvermutung). Aus diesem Grunde werden in die intensiven polizeilichen Fahndungs-
maBnahmen auch frihzeitig andere Behdrden und Institutionen eingebunden, z. B. Unter-
richtung der Staatsanwaltschaft, Uberstellung von aufgefundenen Minderjdhrigen an das
Jugendamt, Erkenntnisanfragen an andere Behdrden etc.

Die PDV 382 ist &ffentlich und fir jedermann im Internet (http://www.dvjj.de/download.
php?id=38) einsehbar. Daher wird hier auf weitere Ausfihrungen verzichtet.

3.1.4 Justiz

Regelungen zur Zusammenarbeit mit anderen Behérden und Institutionen sowie Mitteilungs-
befugnisse bzw. -pflichten finden sich unter anderem in nachfolgenden Vorschriften:

3.1.4.1 Jugendgerichtsgesetz (JGG)

§ 38 JGG

Damit die Jugendgerichtshilfe der in § 38 JGG umschriebenen Aufgabenstellung gerecht
werden kann, ist es erforderlich, dass diese zum frilhestméglichen Zeitpunkt nach Einleitung
des Verfahrens herangezogen wird (vgl. § 38 Abs. 3 Satz 2 JGG).

§ 43 JGG

Im Rahmen der in § 43 JGG vorgesehenen Persénlichkeitserforschung sollen gemaB § 43
Abs. 1 Satz 2 JGG unter anderem die Schule und der Ausbildende gehért werden, es sei denn,
dass dies fur die beschuldigte Person einen unerwiinschten Nachteil mit sich bringen wiirde.

§ 50 JGG
Dem Vertreter der Jugendgerichtshilfe sind nach § 50 Abs. 3 JGG Ort und Zeit der Haupt-
verhandlung mitzuteilen.

§§ 70,109 JGG

In § 70 Satz 1 JGG werden gesetzliche Mitteilungspflichten an die Jugendgerichtshilfe, in ge-
eigneten Féllen an das Familiengericht sowie an die Schule aufgestellt. Fir Heranwachsende
gilt § 109 Abs. 1 Satz 2 JGG, insoweit war notwendigerweise von der Mitteilungspflicht an das
Familiengericht abzusehen.”

§ 72a JGG
Unterrichtung der Jugendgerichtshilfe Gber den Erlass und die Vollstreckung eines Haftbefehls bzw.
Anhdrung der Jugendgerichtshilfe in Fragen der Haftvermeidung.

7) Ostendorf, § 70 JGG, Rz. 1
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3.1.4.2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)

Nach § 87 Abs. 4 AufenthG treffen unter anderem Staatsanwaltschaft und Gericht gegeniiber
der Auslanderbehdrde besondere Pflichten zur Ubermittlung von Amts wegen. Sie stehen
neben der Pflicht zur Spontanmitteilung nach Abs. 2 Nr. 2 und kniipfen an einen bestimmten
Verfahrensstand (Einleitung, Erledigung) an.8

3.1.4.3 Strafprozessordnung (StPO)

§ 474 StPO betrifft Akteneinsicht und Ausklnfte fir Justizbehdrden und andere offentliche
Stellen.

§ 479 StPO

regelt die Befugnis zur verfahrensiibergreifenden Ubermittlung personenbezogener Daten
aus Strafverfahren von Amts wegen an Strafverfolgungsbehdrden und Strafgerichte fir
Zwecke der Strafverfolgung , Abs. 1, bzw. fir sonstige Zwecke der Strafrechtspflege, Abs. 29.

§ 482 StPO
regelt eine verfahrensinterne Nachberichtspflicht gegenlber der Polizei.

3.1.4.4 §§ 12 ff. Einfihrungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG, 2. Abschnitt)
i.V.m. der Anordnung (ber Mitteilungen in Strafsachen (MiStra)

Mit dem Justizmitteilungsgesetz vom 18.06.1997 sind allgemein in den §§ 12 bis 22 EGGVG
verfahrensiibergreifende Mitteilungen von Amts wegen geregelt. Gem. Erméchtigung in § 12
Abs. 5 EGGVG sind hierzu mit der Anordnung Uber Mitteilungen in Strafsachen (MiStra)
Verwaltungsvorschriften erlassen, durch welche die unter 3.1.4.1. bis 3.1.4.3. aufgefihrten
Vorschriften teilweise konkretisiert werden.

= Nr. 6 MiStra: Regelung Uber Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen

= Nr. 11 MiStra: Mitteilungen an die Polizei Gber den Ausgang des Verfahrens

= Nr. 31 MiStra: Mitteilungen an das Familiengericht bei Vorliegen entsprechender
Tatsachen zwecks Prifung, ob u.a. familiengerichtliche MaBnahmen in
Betracht kommen

= Nr. 32 MiStra: Mitteilungen an die Jugendgerichtshilfe in Strafsachen gegen
Jugendliche und Heranwachsende

= Nr. 33 MiStra: Mitteilungen an die Schule in Strafsachen gegen Jugendliche und
Heranwachsende in geeigneten Fallen

= Nr. 34 MiStra: Mitteilungen u. a. an Erziehungsberechtigte, gesetzliche Vertreter

= Nr. 35 MiStra: Mitteilungen zum Schutz von Minderjahrigen

= Nr. 42 MiStra: Mitteilungen tUber Auslander.

Auf die MiStra kann Uber die Homepage des Bundesministeriums der Justiz www.bmj.de
(unter Service / Fachinformationen / MiStra) zugegriffen werden.

8) Renner, Auslanderrecht, § 87 AufenthG Rz. 41
9) BeckOK § 479 StPO, Rz. 1



3. Grundlagen der Zusammenarbeit

3.2 Methodik
3.2.1 Runde Tische

Im Gegensatz zu Fallkonferenzen, deren Zweck gerade im Austausch von Daten zu bestimm-
ten oder bestimmbaren Personen liegt, dienen Runde Tische in der Regel der allgemeinen,
fall- und personenlbergreifenden Erdrterung. Sie bieten den Beteiligten die Méglichkeit, sich
regelmaBig institutionsibergreifend zu treffen und auszutauschen und auf diese Weise
sowohl fachlich als auch persénlich (besser) kennen zu lernen. Unstimmigkeiten, welche ggf.
nur auf Missverstandnissen in Bezug auf die Aufgaben und rechtlichen Kompetenzen der
anderen Institution beruhen, kdnnen so ausgerdumt und Verstandnis fiir die Sichtweisen, aber
auch Grenzen der zustdndigen Ressorts aufgebaut werden. Fir die Beteiligten besteht da-
durch die Méglichkeit, die eigene Arbeit besser zu reflektieren und nach alternativen - bislang
unter Umstanden nicht ausgeschépften - Handlungsméglichkeiten und Kommunikations-
wegen zu suchen'0,

Landesweit gibt es Runde Tische, Dialogforen etc., die sich u. a. mit fachspezifischen Themen,
Herangehensweisen und Abstimmungen von polizeilichen und jugendhilferechtlichen
MaBnahmen befassen. Fir einen gelingenden Dialog ist jedoch die Verstandigung Uber
Grundsétze, Zielrichtungen und Rahmenbedingungen unerlésslich. Zundchst muss ein abso-
luter Vertrauensschutz aller Beteiligten bestehen. Entscheidend sind des Weiteren die
Kenntnis und die Akzeptanz der jeweiligen Arbeitsprinzipien jeder Disziplin. Dies geht einher
mit der Kenntnis und der Transparenz der jeweils gesetzlichen Auftrage. Niemand kann tber
die rechtlichen Handlungsmoglichkeiten hinaus MaBnahmen ergreifen oder sich Kompe-
tenzen aneignen. Ferner ist die unbedingte Beachtung des Sozialdatenschutzes erforderlich.

Runde Tische haben als Zielsetzung Kontaktpflege und Kenntnis der jeweiligen Arbeits-
bereiche (Arbeitsabléufe, Zustandigkeiten, Erreichbarkeiten, Ansprechpartner etc.). Weiteres
Ziel ist die Vereinbarung von transparenten Kommunikationswegen und die Abstimmung von
Verfahrens- und Herangehensweisen auf allgemeiner Ebene und schlieBlich die Erarbeitung
von Loésungsstrategien, etwa zur Beké&mpfung eines sozialgesellschaftlichen Problems
(Alkoholmissbrauch an 6ffentlichen Stellen etc.).

Runde Tische oder dhnliche Zusammenkiinfte bedirfen einiger formaler Rahmenbedingun-
gen, um wirklich effektiv und fur alle Beteiligten nitzlich zu sein. Dazu gehért die Bestimmung
von Verantwortlichen fiir die Organisation und Koordination des Runden Tisches auf allen
Seiten der Beteiligten. Der Teilnehmerkreis sollte festgelegt werden und nicht stédndig vari-
ieren, da dies dem Vertrauensschutz entgegen wirkt. Empfohlen wird eine halbjahrliche Uber-
sendung einer aktuellen Ubersicht (iber aktuelle Ansprechpartner. Um eine regelmaBige
Kontaktpflege herzustellen, sollte der Runde Tisch mindestens halbjahrlich tagen, also zwei-
mal jahrlich (Empfehlung). Nitzliche Arbeitsmaterialien sollten an geeigneter Stelle gesam-
melt und bereitgestellt werden, damit alle Beteiligten regelhaft darauf zugreifen kénnen.

10) vgl. Feuerhelm/Kugler, Evaluationsbericht zum Haus des Jugendrechts Stuttgart Bad Cannstatt, S. 43
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Auch fir die Durchfihrung eines erzieherisch ausgestalteten Jugendstrafverfahrens im Sinne
von § 2 JGG mit dem Ziel, Straffalligkeit von jungen Tatern zu vermeiden, ist eine erfolgreiche
Kooperation zwischen den in erster Linie beteiligten Fachkraften von Polizei, Jugendhilfe und
Justiz - unter strikter Wahrung der jeweiligen Zustéandigkeitsbereiche - von groBem Vorteil.
Kooperation kann aber auch hier nur dann gelingen, wenn Klarheit Gber die eigene und die
Rolle des Kooperationspartners besteht und Kenntnisse Gber die entsprechenden gesetzlichen
Bestimmungen, Arbeitsauftrage, Arbeitsweisen und auch Handlungsgrenzen vorliegen'.

Auch im Abschlussbericht der hessischen Expertenkommission zur Verbesserung der rechtli-
chen und tatséchlichen Instrumentarien zur Bekdmpfung der Jugendkriminalitdt wurde die
Empfehlung ausgesprochen, die Zusammenarbeit unter anderem zwischen Polizei, Staats-
anwaltschaft, Jugendgerichtshilfe und dem Gericht durch halbjahrlich institutionalisierte
Treffen zu optimieren.

3.2.2 Fallkonferenzen

Institutionstibergreifende Fallkonferenzen sind in verschiedenen Konstellationen denkbar,
und zwar sowohl auBerhalb als auch im Kontext von Jugendstrafverfahren. Empfehlenswert ist
- sofern sachliche Griinde nicht entgegenstehen - eine Beteiligung der jungen Menschen und
ihrer Erziehungsberechtigten an den Fallkonferenzen selbst als weitere Moglichkeit der
padagogischen Intervention.

3.2.2.1 Fallkonferenzen auBerhalb des Jugendstrafverfahrens

Einzelfallbezogene Fallkonferenzen auBerhalb des Jugendstrafverfahrens sind landesweit
Ublich, aber rechtlich nicht ganz unproblematisch. Es gibt keine ausdriickliche gesetzliche
Grundlage fur Fallkonferenzen mit Beteiligten auBerhalb des SGB. Sie sind weder ein Ersatz
fur Jugendstrafverfahren noch diirfen sie innerhalb eines Runden Tisches stattfinden, da nicht
alle Beteiligten an einem Runden Tisch fiir diesen Fall zustédndig sind oder erkennbar und
offensichtlich allein einen Beitrag zu leisten haben.

Anders ist dies innerhalb der Jugendhilfe. Nach § 36 Abs. 2 SGB VIl soll die Entscheidung
Uber die im Einzelfall angezeigte Hilfeart im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte getroffen
werden. Die gemeinsame Hilfeplanung mit allen Beteiligten ist dabei das zentrale
Steuerungsinstrument der Jugendhilfe. Hier werden die Bedarfslage geklért und gemeinsa-
me Ziele in Bezug auf die Bedarfs- und Problemlagen festgelegt. Auch nach dem SGB Xl gibt
es die Maglichkeit, Hilfeplankonferenzen einzurichten. In § 58 SGB XII stellt der Trager der
Sozialhilfe z. B. frihzeitig einen Gesamtplan zur Durchfiihrung der einzelnen Leistungen auf.
Bei der Aufstellung dieses Hilfeplans und der Durchfihrung der Leistungen wirkt der Tréger
der Sozialhilfe mit dem behinderten Menschen und den sonst im Einzelfall Beteiligten, insbe-
sondere mit dem behandelnden Arzt, dem Gesundheitsamt, dem Landesamt, dem Jugend-
amt und den Dienststellen der Bundesagentur fir Arbeit, zusammen. Die jeweiligen Mal3-
nahmen der einzelnen Beteiligten werden aufeinander abgestimmt. Eine solche Vorschrift
gibt es fur die Zusammenarbeit zwischen Jugendamt, Schule und Polizei noch nicht.

11) vgl. Miller/Mutke/Wink, Evaluationsbericht zum Haus des Jugendrechts Ludwigshafen, S. 138 ff.
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3.2.2.2 Fallkonferenzen im Jugendstrafverfahren

Das JGG selbst kennt den Begriff der Fallkonferenz nicht. Dessen ungeachtet gewinnt diese
neue Form der institutionsiibergreifenden Zusammenarbeit in der jugendstrafrechtlichen
Praxis - insbesondere im Bereich der Mehrfach-/Intensiv- und Schwellentater sowie der
Hauser des Jugendrechts - zunehmend an Bedeutung und wurde zuletzt auch in der Fach-
literatur aufgegriffen. In der Kommentierung zum JGG von Diemer/Schatz/Sonnen finden sich
hierzu folgende Ausfiihrungen:

.In jingerer Zeit wird demgegenUlber verstarkt geltend gemacht, dass fir eine erfolgreiche
Jugendkriminalpravention ein maoglichst breiter Informationsaustausch aller mit Jugend-
delinquenz befassten Stellen erforderlich sei. Dies hat zu Uberlegungen gefiihrt, gemeinsa-
me Fallkonferenzen aller am Jugendstrafverfahren beteiligten Behérden (Jugendamt, JGH,
Jugendbewadhrungshilfe, Staatsanwaltschaft, Polizei, Schule, ggf. Ausléanderbehérde) durch-
zuflhren. Fallkonferenzen in diesem Sinne sind ressortlibergreifende Fachgespréache tber
strafféllige Jugendliche (ggf. auch Heranwachsende), in denen Informationen tGber die betrof-
fene Person und ihre aktuelle Entwicklung ausgetauscht werden. Auf dieser Grundlage stim-
men die Teilnehmer die zu ergreifenden MalBnahmen ab und verabreden Handlungsschritte,
die zu einem Legalverhalten des Jugendlichen fiihren sollen, z. B. die Einleitung von Hilfen zur
Erziehung, eine Antragstellung beim Familiengericht, polizeiliche Initiativen (Gefahrderan-
sprache usw.) oder die Einleitung schulischer MaBnahmen. ..."12

Sind bei jungen Menschen massive kriminelle Karrieren zu verzeichnen, hat dies regelmafig
sehr vielféltige und komplexe Ursachen, welche entsprechend differenzierter Lésungsanséatze
bedirfen. Isolierte Maf3nahmen einzelner zustdndiger Institutionen, welche nicht die gesamte
Lebenssituation des jungen Téaters, sondern jeweils nur einen kleinen Ausschnitt bericksichti-
gen, reichen in dieser Situation gerade nicht aus. Die Fallkonferenz im zuvor definierten Sinne
stellt ein geeignetes Instrument dar, diesen Umstédnden Rechnung zu tragen und sollte daher in
der jugendstrafrechtlichen Praxis verstérkt zur Anwendung kommen. Die Einbeziehung ver-
schiedener Institutionen bietet die Chance, die gesamte Lebenssituation des jungen Taters zu
beriicksichtigen, die erforderlichen Informationen im gesetzlich vorgegebenen Rahmen auszu-
tauschen und die zu ergreifenden MaBnahmen unter Berlcksichtigung aller maB3geblichen
Aspekte aufeinander abzustimmen. Ein entsprechendes Vorgehen erfolgt auch zum Wohle des
jungen Taters, da nach einer auf diese Weise veranlassten Anderung seiner konkreten
Lebenssituation oder aufgrund einer neuen schulischen Perspektive insbesondere freiheitsent-
ziehende MafBBnahmen vielfach entbehrlich sein dirften. Zudem kann so vermieden werden,
dass durch die beteiligten Stellen zeitgleich - nicht abgestimmte - EinzelmaBBnahmen ergriffen
werden, welche sich in ihrer Wechselwirkung unter Umstédnden negativ auswirken oder sich im
Ergebnis keine Stelle flr zustédndig erklart. Dem koordinierten Auftreten der beteiligten
Institutionen nach auf3en, welche Uber einen einheitlichen Informationsstand verfligen, dirfte
zuletzt auch eine nicht unerhebliche erzieherische Wirkung auf den jungen Tater zukommen13).

Auch auf der Justizministerkonferenz am 18./ 19. Mai 2011 bestand Konsens, dass eine enge
Vernetzung und ein abgestimmtes Vorgehen der mit jugendlichen und heranwachsenden
Straffélligen befassten Stellen ein wirksamer Ansatz bei der Bekdmpfung von Jugendkrimi-
nalitdt und die Zusammenarbeit in Fallkonferenzen ein wichtiges Instrument ist, mit dem in

12) vgl. HK-JGG-Schatz § 70 Rz. 15 ff.
13) vgl. auch Mdiller-Rakow, ZJJ 3/2008, S. 275 ff.
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geeigneten Féllen aufgrund einer Gesamtbetrachtung des Einzelfalles zligig Interventions-
bzw. Hilfe- und PréventionsmaBBnahmen festgelegt und koordiniert werden kénnen.

3.2.3 Abstimmung

Unabhangig von Fallkonferenzen oder anderweitigen Modellen ist es wichtig, EinzelmaBnah-
men soweit als mdglich institutionsiibergreifend abzustimmen.

3.2.4 Persdnliche Kontakte

In der institutionsiibergreifenden Zusammenarbeit werden oftmals fehlende persénliche
Kontakte beméngelt. Persénliche Kontakte stérken - ebenso wie die Teilnahme an Runden
Tischen - das Vertrauensverhéltnis zueinander und erhéhen das Verstdndnis und die
Akzeptanz fur die Arbeit und Sichtweisen anderer Ressorts und Einrichtungen. Aus diesem
Grund sind neben organisatorischen MaBnahmen zur Verbesserung der Zusammenarbeit
auch die Herstellung und Pflege ganz persénlicher Kontakte zu Personen anderer Ressorts
und Einrichtungen wichtige Bestandteile einer fruchtbaren Kooperation. Dies gilt ganz beson-
ders bei der gemeinsamen Aufgabenbewaltigung zum Wohl von Kindern und Jugendlichen.

Diesen personlichen Kontakten kommt in der institutionstibergreifenden Zusammenarbeit
eine ganz wesentliche Bedeutung zu, da so die Erfahrungen verschiedener Professionen mit
ganz unterschiedlichen Sichtweisen in die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen eingebracht
werden. Weiterhin kénnen MaBnahmen und Konzeptionen gemeinsam unmittelbar bespro-
chen und abgestimmt werden. Der unmittelbare Kontakt gewdahrleistet einen schnelleren
Austausch und effektiveres Handeln der Beteiligten. So kann es bspw. sehr sinnvoll sein, dass
Bedienstete, die fur Kinder- und Jugendschutz zusténdig sind, institutionstibergreifend Na-
men, Telefonnummern (ggf. auch privat) und sonstige Erreichbarkeiten austauschen und
diese regelmaBig aktualisieren. Dies erleichtert insbesondere auch aul3erhalb der Dienstzei-
ten die permanente Gewéhrleistung des Kinder- und Jugendschutzes.

Positive Ergebnisse lassen sich bereits Gberall dort beobachten, wo die persénlichen Kontakte
fester Bestandteil der gemeinsamen Aufgabenbewaltigung wurden.

Personliche Kontakte sollten daher in der behérdentbergreifenden Zusammenarbeit in Be-
zug auf Kinder- und Jugendschutz kontinuierlich gepflegt werden.

3.3 Informationsweitergabe (Mdglichkeiten / Datenschutz)

3.3.1 Allgemeine Grundlagen

Unproblematisch ist der Datenaustausch, soweit das Einverstandnis des betroffenen jungen
Menschen vorliegt. Dies dirfte hdufig unkompliziert herstellbar sein und entspricht der gene-

rellen Haltung von Transparenz und Beteiligung in der Jugendhilfe.

Ohne Einwilligung sind ein Austausch von Informationen/Daten und damit jede Ubermittlung
nur zuldssig, wenn zwei Voraussetzungen erfillt sind:
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= Die Stelle, die die Information haben mdchte, muss sich auf eine Datenerhebungsnorm
stutzen kdnnen,
= fir die Stelle, die die Daten liefern soll, ist eine Ubermittlungsnorm notwendig.

Dabei ist es nicht ausreichend, wenn es eine allgemeine gesetzliche Regelung zur Zu-
sammenarbeit gibt, wie etwa § 4 Abs. 1 SGB VIII (Zusammenarbeit der 6ffentlichen und freien
Tréager der Jugendhilfe). Zudem ist (auch) eine Regelung, die einen konkreten Informations-
austausch zuldsst, notwendig.

Die Amtshilfeverpflichtung allein ist niemals Grundlage fur eine Datenlbermittlung. Die
datenschutzrechtlichen Ge- und Verbote zum Datenaustausch gehen der Amtshilfe vor. Im
Einzelfall kann die allgemein geltende Verpflichtung allerdings dazu fiihren, dass sich eine
mogliche Datenlibermittlung zu einer Ubermittlungsverpflichtung verdichtet.

Bereichsspezifische Regelungen zum Informationsaustausch wie z. B. im SGB VIl oder im HSOG
gehen den allgemeinen Datenverarbeitungsnormen aus den Datenschutzgesetzen vor.

Wenn eine gesetzliche Regelung die Ubermittlung einer Information von einer Stelle an eine
andere zulasst - z. B. die Behdrde A informiert die Behérde B lber einen von ihr festgestell-
ten Sachverhalt - ist auch fir eine Rickantwort, ob und ggf. was aufgrund dieser Information
veranlasst wird, eine Rechtsgrundlage erforderlich. Dies kann ggf. auch dazu fihren, dass eine
Riickantwort unterbleiben muss.

Gibt es keine ausdriickliche Norm fir einen Informationsaustausch, kann grundsétzlich eine
Ubermittlung auch auf eine Einwilligung gestiitzt werden. Zu den Anforderungen an eine
wirksame Einwilligung siehe unten.

Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung trégt die anfragende offentliche
Stelle/Behérde. Die Ubermittelnde Stelle muss jedoch prifen, ob eine Rechtsgrundlage oder ein
Einverstdndnis vorliegt und der genannte Zweck zu den Aufgaben der anfragenden Stelle gehort.

Fir den Austausch von Daten gibt es keine vorgeschriebene Form. In der Regel sollte allerdings
keine telefonische Auskunftserteilung erfolgen, soweit nicht der Gesprachspartner/ Empfénger
eindeutig identifiziert ist. Bei telefonischen Auskinften kann im Einzelfall auch die Gefahr beste-
hen, dass die Voraussetzungen fiir eine zuldssige Ubermittlung nicht ausreichend gepriift werden.
Im Rahmen vereinbarter Zusammenarbeit und dadurch bekannter Personen ist selbstverstéandlich
auch eine telefonische Auskunft méglich. Ggf. ist dies in der Akte zu dokumentieren.

3.3.2 Datenaustausch im Rahmen von Fallkonferenzen oder Runden Tischen

Als Grundsatz fir den Gedanken- und Informationsaustausch fir diese Formen der Zusam-
menarbeit gilt: Jeder Beteiligte darf das mitteilen, was er jedem einzelnen am Tisch Vertre-
tenen auch mitteilen darf.

Fir die Organisation der Fallkonferenzen zu Einzelfallen bedeutet dies:

Grundsétzlich sollen (nur) die Institutionen/ Personen an der jeweiligen Fallkonferenz beteiligt
sein, die zu diesem Zeitpunkt fir einen Aspekt im Zusammenhang mit diesem Betroffenen
zusténdig sind.
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Es kénnen nur die Informationen vorgetragen werden, die auch an alle Anwesenden einzeln
Ubermittelt werden dirften. Besondere Sensibilitat ist angebracht, wenn der gewtlinschte
Informationsaustausch sich auf Informationen bezieht, die besonderen Schweigepflichten
unterliegen.

Zur Vorbereitung weiterer MaBnahmen kann eine Problematik auch im Rahmen einer ,hypo-
thetischen Fallschilderung” erértert werden, im Sinne von: Was wére zu unternehmen oder
welche Konsequenz hat es, wenn folgender Sachverhalt vorliegt? Dies ermdéglicht einen
Gedankenaustausch, ohne dass die einzelnen Teilnehmer aufgrund von Wissen, das sie bei
einem solchen Gesprach erlangen, zum Handeln gezwungen werden. Auf diese Weise ist ins-
besondere auch die Einbindung von Polizei bzw. Staatsanwaltschaft méglich, ohne dass auf
Grund des Legalitatsprinzips eine unmittelbare Reaktion im Sinne der Einleitung eines Straf-
verfahrens erfolgen muss. Im Einzelfall kann dies auch eine Méglichkeit sein, sich Uber Falle
auszutauschen, bei denen die Einholung von Einwilligungen und/oder Schweigepflichtsent-
bindungen nicht oder nur schwierig maglich ist. In diesen Fallen ist allerdings Vorsicht gebo-
ten, damit nicht indirekt (weil alle Beteiligten die Personen kennen) doch ein Personenbezug
herstellbar ist.

Soweit im Rahmen von Fallkonferenzen mehrere Félle besprochen werden, ist darauf zu ach-
ten, dass diese getrennt dokumentiert werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass
jeweils nur die Dokumentation in einer Akte abgelegt wird, die sich auf diesen Fall bezieht,
und nicht auch Informationen aus anderen Fallen in einer Akte enthalten sind.

Im Rahmen von Runden Tischen, die dem allgemeinen Austausch dienen, sollte nicht perso-
nenbeziehbar Uber einzelne Félle gesprochen werden. Eine Ausnahme kann sich ergeben,
wenn sichergestellt ist, dass dieser Fall allen Beteiligten bekannt ist und sie diesen auch im
Rahmen einer Fallkonferenz in dieser personellen Zusammensetzung erértern konnten.
Allerdings ist darauf zu achten, dass in Protokollen, die von solchen Runden erstellt werden,
keine Angaben zu einem solchen Fall enthalten sind. Soweit sich bei der Besprechung
Ergebnisse/ Absprachen etc. fir den Einzelfall ergeben, missen diese getrennt vom allge-
meinen Protokoll dokumentiert werden.

3.3.3 Einwilligung als Voraussetzung eines Datenaustausches

Ein Informationsaustausch ist zuldssig, wenn es daflr eine gesetzliche Grundlage gibt oder
soweit die Méglichkeit einer Einwilligung besteht und diese wirksam eingeholt worden ist.

Eine Einwilligung ist nur wirksam, wenn der Einwilligende umfassend Uber den Verwen-
dungszweck und die Datenempfénger - z. B. die Teilnehmer an der Fallkonferenz - der aus-
zutauschenden Daten informiert ist.

Fur Fallkonferenzen bedeutet dies, dass nicht pauschal in die Erdrterung eines Falles im
Rahmen einer solchen Konferenz eingewilligt werden kann, sondern die Stellen, die an der
Fallkonferenz teilnehmen sollen, mussen ausdricklich benannt werden. Dabei muss nicht die
Person, die an der Fallkonferenz beteiligt wird, namentlich benannt sein, sondern es reicht die
Bezeichnung der Institution bzw. des Aufgabenbereichs einer Stelle.
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Auf mégliche Rechtsfolgen einer ggf. verweigerten Einwilligung sowie auf die Méglichkeit
des jederzeitigen Widerrufs mit Wirkung fur die Zukunft muss hingewiesen werden. Die
Einwilligung muss in aller Regel schriftlich erfolgen. Die Information des Betroffenen (insbe-
sondere auch zum Verwendungszweck und den Datenempfangern) sollte in der Akte doku-
mentiert sein, damit im Streitfall nachgewiesen werden kann, dass eine ordnungsgemaBe
Einwilligung vorliegt.

Im Regelfall wird eine Einwilligungserklarung von der Stelle eingeholt, die die Daten weiter-
geben soll. Sie ist aber auch dann wirksam, wenn die Stelle, die die Daten erhalten soll, die
Einwilligung einholt. Fir die Erérterung in Fallkonferenzen ist es auch méglich, eine gemein-
same Standarderklarung zu entwickeln, soweit sichergestellt ist, dass im Einzelfall die konkre-
ten teilnehmenden Institutionen bezeichnet sind.

Diese Einwilligungserklarung ist nicht gleichzusetzen mit einer Entbindung von der
Schweigepflicht nach § 203 StGB (Berufsgeheimnistrager). Eine solche kann im Ubrigen auch
mindlich und notfalls konkludent erfolgen. Allerdings ist eine Verbindung beider Er-
kldrungen in einem Dokument méglich. Da die Schweigepflicht vorrangig nicht fir die Insti-
tution, sondern fir die Person gilt, ist diese in der Erklarung namentlich zu benennen.

Die Einwilligung fur Minderjahrige erteilt der Erziehungsberechtigte, es sei denn, der
Betroffene ist selbst schon einwilligungsfédhig. Dafiir notwendig ist die Fahigkeit, die
Reichweite der Einwilligung zu Gbersehen (Grundrechtsmindigkeit). Ob dies vorliegt, ist im
Einzelfall zu entscheiden. Im Prinzip kann dies schon mit 14 Jahren (entsprechend der Reli-
gionsmindigkeit) gegeben sein. Da im Streitfall der Minderjahrige vor Gericht von Er-
ziehungsberechtigten vertreten wird, ist sorgfaltig abzuwégen (und ggf. zu begriinden), wann
der Jugendliche selbst entscheiden darf. Kommt man zum Ergebnis, dass der Jugendliche
selbst entscheiden kann, darf seine Entscheidung nicht von der des Erziehungsberechtigten
widerrufen werden.

3.3.4 Anmerkungen zu den Rahmenbedingungen zum Informationsaustausch und zur
Datennutzung fiir die einzelnen Beteiligten

3.3.4.1 Schulen

Grundsétzlich darf die Schule alle die Daten verarbeiten, die sie selbst zur Erfillung ihres
Auftrages benétigt. Details ergeben sich aus dem HSchG bzw. der Verordnung Utber die
Verarbeitung personenbezogener Daten in Schulen und statistische Erhebungen an Schulen
vom 4. Februar 2009.

Nach § 83 Abs. 1 Satz 2 HSchG ist die Ubermittlung personenbezogener Daten an andere
offentliche Stellen zul&ssig, soweit die Kenntnis der Daten zur Erfillung der dem Empfanger
durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist. Diese Regelung berechtigt
sowohl die Schulleitung als auch eine einzelne Lehrkraft. Sie berechtigt grundsétzlich auch
dazu, nach Erhalt von Informationen durch andere Stellen diese Gber eigene Erkenntnisse oder
Uber das von der Schule Veranlasste zu informieren, immer unter der Voraussetzung, dass die
konkrete Information fir die Aufgabenerfillung der anderen Stelle erforderlich sein kann.
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Die Schule kann nur die Daten an andere Ubermitteln, die sie selbst rechtmalig verarbeitet.
Auch eine Zusammenarbeitsverpflichtung berechtigt die Schule nicht, Daten zu erheben, die
sie selbst nicht bendtigt.

Fur Vorfélle in der Schule gibt es grundsatzlich keine Anzeigeverpflichtung.

Davon zu trennen ist die Frage der Anzeigeberechtigung, d. h. ob die Schule von sich aus die
Polizei bzw. die Staatsanwaltschaft Gber einen Vorfall oder Beobachtungen informieren darf.
In der Terminologie der datenschutzrechtlichen Regelungen stellt eine solche Weitergabe
von Informationen eine Zweckdnderung dar, da dies - nédmlich die Strafverfolgung - nicht
mehr zur Erfillung der eigentlichen Aufgabenstellung der Schule gehért. Deshalb ist auch fir
diese Weitergabe/ Ubermittlung von Daten eine Rechtsgrundlage erforderlich. Eine solche
ergibt sich aus § 83 Abs. 1 Satz 2 HSchG. Die Ubermittlung an die Polizei oder die
Staatsanwaltschaft zur Bearbeitung eines konkreten Strafverfahrens ist daher zuléssig, da dies
zu deren gesetzlich zugewiesenen Aufgaben gehdrt. Das gilt sowohl fiir die Beantwortung
entsprechender Anfragen als auch fir das Stellen einer Strafanzeige durch die Schule.

Eine Ubermittlung von Informationen an die Polizei kann auch erfolgen, soweit dies im
Rahmen der Gefahrenabwehr notwendig ist. Dies kann insbesondere in Betracht kommen,
wenn die Vorfalle Schiler betreffen, die noch nicht strafmiindig sind. Ob bei solchen
Vorkommpnissen auch oder nur das Jugendamt durch die Schule informiert wird, ist jeweils im
Einzelfall zu entscheiden. Zuldssig sind im Sinne der datenschutzrechtlichen Beurteilung
beide Varianten.

Zuladssig kann auch eine Datenweitergabe an das Jugendamt sein, soweit dies fir dessen
Aufgabenerfillung erforderlich ist. Das gilt etwa fir eine Information an das Jugendamt -
Jugendgerichtshilfe -, soweit diese im Rahmen ihres Auftrages ermittelt. Ebenso gilt dies fir
eine Ubermittlung an die Bewahrungshilfe gemaB § 24 Abs. 3 JGG, soweit diese Auskiinfte
zur Lebensfiihrung eines Schilers haben méchte im Rahmen einer laufenden Bewdhrung.

Eine Auskunftspflicht besteht dann, wenn dies ausdriicklich angeordnet ist. Dies ist z. B. der
Fall, wenn die Schule von einem Ermittlungsverfahren unterrichtet worden ist und sie der
Staatsanwaltschaft andere ihr bekannte anhangige Strafverfahren gegen diesen Beschuldig-
ten mitzuteilen hat (§ 70 Satz 2 JGG).

Zulassig im Einzelfall ist auch eine Unterrichtung des Jugendamtes, wenn sich aus Vorgangen
in der Schule - unabhangig von der Frage, ob dies strafrechtlich relevant ist - ein méglicher
Bedarf fur ein Tatigwerden des Jugendamtes im Rahmen der allgemeinen Regelungen des
SGB VIl ergibt. Dies ist nunmehr in § 3 Abs. 10 HSchG ausdricklich geregelt.

3.3.4.2 Jugendamt (insbesondere Jugendgerichtshilfe)

Die Rechte und Befugnisse der Jugendgerichtshilfe ergeben sich sowohl aus dem SGB VIl als
auch aus dem JGG. Dort, insbesondere in § 38 JGG, ist der Zweck und damit auch der
Rahmen beschrieben, welche Art von Informationen die Jugendgerichtshilfe beschaffen soll
und darf. Aus dem JGG ergibt sich auch die Ubermittlungsbefugnis des Berichts der
Jugendgerichtshilfe in den Bereich der Justiz. GemaB § 62 Abs. 2 SGB VIl sind die erforder-
lichen Informationen fur die Aufgabenwahrnehmung der Jugendgerichtshilfe bei dem jun-
gen Menschen und seiner Familie einzuholen. Andererseits ist gemaB § 62 Abs. 3 Nr. 2
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Buchstabe c) SGB VIl zur Wahrnehmung der Aufgabe nach § 52 SGB VIII (d. h. zum Zweck der
Jugendgerichtshilfe) eine Datenerhebung auch ohne Kenntnis des Betroffenen zulassig.

Soweit Mitarbeiter des Jugendamtes in der Funktion ,Jugendgerichtshilfe” tatig werden,
kann es bei Gespréachen in dieser Rolle kein ,Anvertrauen von Daten” im Sinne des § 65 SGB
VIl geben. D. h. bei Informationen, die direkt aus Gespréchen mit oder Uber den Jugend-
lichen stammen, gibt es keinen besonderen Vertrauensschutz. In diesen Gesprachen muss
dies deutlich gemacht werden. Das entspricht auch den Anforderungen des § 67a SGB X, ins-
besondere der Absatze 3 und 4 - Hinweis auf die Rechtsgrundlage der Datenerhebung und
Unterrichtung Uber die Zweckbestimmung der Datenerhebung.

Jugendamt auBBerhalb der Jugendgerichtshilfe

Die Befugnisse des Jugendamtes zum Umgang mit Daten ergeben sich im Wesentlichen aus
den §8§ 61 ff. SGB VIl sowie aus den Regelungen der §§ 67 bis 85a SGB X.

§ 62 SGB VIl beschreibt den Grundsatz, dass das Jugendamt die Daten erheben darf, die zur
Erfillung der jeweiligen Aufgabe erforderlich sind, sowie die Voraussetzungen, wann Daten
ohne Mitwirkung des Betroffenen erhoben werden diirfen. GemaB § 64 Abs. 1 SGB VIII dir-
fen Sozialdaten zu dem Zweck Gbermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben worden
sind. Eine Ubermittlung oder Nutzung fiir andere Sozialleistungsaufgaben ist nur zulassig,
soweit dadurch der Erfolg einer Leistung nicht in Frage gestellt wird (§ 64 Abs. 2 SGB VIII).
Damit ist klargestellt, dass nicht ,das Jugendamt” jeweils die Daten verantwortet, sondern die
jeweilige Organisationseinheit, die fir die konkrete Aufgabe zustédndig ist. Abs. 2a des § 64
SGB VIl sieht zudem vor, dass Daten, soweit mdglich, zu anonymisieren oder pseudonymi-
sieren’® sind, um sie mit Fachkraften oder auch in Fallkonferenzen zu erdrtern. Diese Ver-
pflichtung greift nicht, wenn - was im hier gegebenen Kontext die Regel ist - bei allen
Beteiligten der Fallkonferenz bekannt ist, um welche Person es geht. Ein Pseudonymisieren
kommt allerdings insoweit in Betracht, wenn zur Diskussion Informationen Gber Dritte mit ein-
flieBen sollen, die nicht allen Beteiligten bekannt sind. Bei diesen Personen ist es nicht rele-
vant, um wen es konkret geht, sondern allgemeine Angaben Uber sie sind ausreichend, z. B.
ein Schulfreund oder ein Verwandter.

Besondere Beschréankungen gibt es fur die Daten, die Mitarbeitern des Jugendamtes zum
Zwecke personlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind (§ 65 SGB VIII). In der
Regel kénnen diese - soweit nicht die speziellen in dieser Vorschrift genannten
Ausnahmetatbestande greifen - nur mit Einwilligung oder unter den Voraussetzungen des §
203 StGB weitergegeben werden. Dies gilt auch, soweit die Mitarbeiter nicht zu den in § 203
StGB aufgezédhlten Berufsgruppen gehdren. Davon betroffen sind die Daten, die dem
Mitarbeiter des Jugendamtes im Rahmen einer Beratung oder Hilfeleistung anvertraut wor-
den sind.

14) Anonymisieren ist das Veréndern personenbezogener Daten dergestalt, dass die Einzelangaben tber personli-
che oder sachliche Verhaltnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhaltnismaBig groBen Aufwand an Zeit, Kosten
und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natirlichen Person zugeordnet werden kénnen.
Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifikationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu
dem Zweck, die Bestimmung des Betroffenen auszuschlieBen oder wesentlich zu erschweren.
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Dies umfasst solche Informationen, die gerade im Vertrauen auf die Verschwiegenheit des
Mitarbeiters im Zusammenhang mit der ,persdnlichen vertraulichen Beratungssituation”
erfolgen. Sozialdaten sind nicht anvertraut, wenn sie den Mitarbeitern ,gelegentlich” ihrer
Tatigkeit, sozusagen zufallig, bekannt werden, ehe die Mitarbeiter sie im Rahmen der
Ausfiihrung ihres Arbeitsauftrages oder im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens erfahren.
Wird der Mitarbeiter ermittelnd tatig und erhalt eine Information, die ihm aufgrund der
Mitteilungsverpflichtung nach den §§ 60 ff. SGB | vom Leistungsempfénger selbst Gbermittelt
werden musste, spricht grundséatzlich eine Vermutung gegen das Anvertrauen von Daten.
Allerdings muss den Betroffenen gegeniiber deutlich klargestellt werden, in welcher Funktion
ein Mitarbeiter in der jeweiligen Situation tatig wird.

Verhéltnis Jugendgerichtshilfe zu allgemeinen Aufgaben des Jugendamtes

Der Austausch von Daten zwischen der Jugendgerichtshilfe und sonstigen Stellen des
Jugendamtes ist keine Datenibermittlung, sondern eine den Zweck dndernde Verwendung.
Weder fir eine solche Zweckdnderung noch fir die Datenerhebung bei Dritten ist eine
Einwilligung der Betroffenen nétig. Das schlief3t nicht aus, dass mit den Betroffenen dartber
gesprochen wird. Allerdings entscheidet letztlich das Jugendamt (Jugendgerichtshilfe) und
nicht der Betroffene GUber das weitere Vorgehen. Der Grundsatz, der von vielen Jugendamtern
als Selbstverstandnis der eigenen Arbeit definiert wird, nur im Einvernehmen mit dem
Betroffenen und den Erziehungsberechtigten zu handeln, kann das Jugendamt fiir die gesetz-
lich geregelte Beteiligung der Jugendgerichtshilfe nicht binden. Uber den Inhalt des
Berichtes der Jugendgerichtshilfe entscheidet allein diese. Da die Jugendgerichtshilfe im
Rahmen des § 67c SGB X nur Informationen erhalten darf, die den Erfolg der urspriinglichen
Leistungsgewédhrung nicht gefdhrden kénnen, kann es keine Bedenken geben, diese in den
Bericht an das Gericht aufzunehmen. Die Jugendgerichtshilfe entscheidet in eigener
Verantwortung, welche der Informationen, die sie hat oder erhalt, notwendig sind, um der
Verpflichtung aus § 38 Abs. 2 Satz 1 JGG nachzukommen.

Es gibt eine besondere Ubermittlungsbefugnis fiir das Jugendamt an Gericht und Staats-
anwaltschaft aus § 52 Abs. 2 SGB VIII. Die Formulierung ,hat umgehend zu unterrichten” stellt
fur die entsprechenden Informationen (Leistungen der Jugendhilfe kommen in Betracht, sind
bereits eingeleitet oder gewahrt) eine Ubermittlungspflicht dar. Insoweit ist kein Raum fiir
eine Abwadgung, ob dadurch eine Leistung gefdhrdet werden kénnte.

3.3.4.3 Polizei
Préventive Aufgaben der Polizei

GemaB § 13 HSOG darf die Polizei die Daten erheben, die fiir die Aufgabenerfillung (Gefah-
renabwehr) erforderlich sind.

Die Polizei darf fir Zwecke der Gefahrenabwehr grundsatzlich auch Daten verwenden, die sie
im Rahmen eines Strafverfahrens (zu Recht) erlangt hat (§ 481 StPO).

Die Polizei selbst darf Daten an andere Stellen Ubermitteln, soweit dies fir die Gefahren-
abwehraufgabe der Polizei erforderlich ist (§ 22 HSOG).
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Grundsétzlich gelten die Grundlagen im Rahmen der Préavention auch fiir noch nicht strafmiin-
dige Personen (Kinder).

An andere Stellen - auch an andere Gefahrenabwehrbehérden - darf die Polizei nur dann eine
Rickmeldung oder Information Uber das von ihr Veranlasste geben, wenn die Voraus-
setzungen des § 22 Abs. 2 HSOG vorliegen. Das ist der Fall, wenn es fur die Polizei selbst
erforderlich ist, um ihre gefahrenabwehrrechtlichen/praventiven Aufgaben zu erfiillen. In
Betracht kommt auf dieser Grundlage auch eine Information an eine Gefahrenabwehrbe-
hérde zur Erfillung der dieser obliegenden Aufgaben. Jugendamt und Schule sind jedoch
keine Gefahrenabwehrbehoérden i.S.d. HSOG.

Repressiv - Beteiligung im Rahmen von Ermittlungsverfahren

Hier gelten fir die Beteiligung der Polizei die gleichen Grundlagen wie fir die Staatsanwalt-
schaft, d.h. die Anwendung der StPO bzw. des JGG.

Die Mitteilungspflichten der Staatsanwaltschaft gelten allerdings nur fir diese - nicht fir die
Polizei.

3.3.4.4 Justiz (insbesondere Staatsanwaltschaft)

Grundlage fir die Tatigkeit der Staatsanwaltschaft ist die StPO bzw. das JGG. Die Befugnis,
Daten zu erheben, ist dabei immer auf ein konkretes Strafverfahren beschrankt. Im Rahmen
der Méglichkeiten des JGG kann dies auch bedeuten, dass sich die Staatsanwaltschaft umfas-
sender mit einem Jugendlichen und seinen Lebensumsténden befasst, um Grundlagen fur
die moglichen Sanktionen/Entscheidungsmaoglichkeiten des JGG zu erhalten.

Soweit die Polizei (auch) Ermittlungen fir ein konkretes Strafverfahren fiihren soll, gibt es
keine besonderen Beschréankungen fiir die Information durch die Staatsanwaltschaft. Das glei-
che gilt fir die Information der Staatsanwaltschaft durch die Polizei.

Je nach Gegenstand des Ermittlungsverfahrens gibt es eine Vielzahl von Ubermittlungsbe-
rechtigungen oder -verpflichtungen an andere Stellen. In der Regel sind sie in der MiStra kon-
kretisiert. Im Jugendgerichtsverfahren sind dies insbesondere die Félle des § 70 JGG.

An Stellen/Personen, von denen die Staatsanwaltschaft im Zusammenhang mit einem
Ermittlungsverfahren Auskinfte/Aussagen erhalten méchte, darf sie die Informationen wei-
tergeben, die notwendig sind, damit der Befragte weil3, wozu er Auskinfte geben soll. Das
kann im Verfahren gegen Jugendliche von Seiten der Staatsanwaltschaft auch zu einem
Austausch mit dem Jugendamt oder ggf. auch einem freien Trager flhren, ob und in welcher
Form eine MaBnahme durch diese grundsétzlich méglich und/oder fur diesen Jugendlichen
sinnvoll ist.

Ob und wie durch die Staatsanwaltschaft bzw. das Gericht Gber den Ausgang eines
Strafverfahrens informiert wird, richtet sich nach dem EGGVG, konkretisiert durch die MiStra
bzw. die Richtlinien fur das Straf- und BuBgeldverfahren (RiStBV).
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Bestimmte Fallkonstellationen der Zusammenarbeit mehrerer Institutionen kommen hé&ufig
vor. Ein standardisiertes Verfahren kann aufgrund der unterschiedlichen Persénlichkeiten der
jungen Menschen und wegen individualisierter Hilfeleistung nicht angewendet werden.
Gleichwohl haben sich in der Praxis einige Handlungsschritte bewahrt, die im Folgenden zur
Information und ggf. Anwendung dargestellt werden.

4.1 Verletzung der Schulpflicht
Pddagogische Mdglichkeiten

Bevor bei einem Schiler, der ohne Entschuldigung der Schule fernbleibt, zu rechtsférmlichen
MaBnahmen gegriffen wird, ist die Durchfihrung folgender MaBnahmen empfehlenswert:

= Bej zeitweiligem unentschuldigten Fernbleiben vom Unterricht die gespréchsweise
Kontaktaufnahme mit ihm und/ oder seinen Erziehungsberechtigten, um den Grund des
Fernbleibens in Erfahrung zu bringen,

= bei dauerhaftem Fehlen oder gescheiterter Kontaktaufnahme schriftliche Aufforderung an
den Schiler selbst oder - sofern er noch minderjahrig ist - an seine Erziehungs-
berechtigten, fir einen regelmaBigen Schulbesuch zu sorgen oder das Fernbleiben vom
Unterricht unter Angabe des Grundes zu entschuldigen,

= bei weiterem unentschuldigten Fehlen erneutes Anschreiben mit Hinweis auf die Rechts-
widrigkeit des Fernbleibens vom Unterricht und Androhung eines Ordnungswidrigkeits-
verfahrens.

Sofern auch auf dieses Androhungsschreiben innerhalb einer Frist von maximal einer Woche
keine befriedigende Reaktion erfolgen sollte, sind die schulinternen Reaktionsmdglichkeiten
als erschopft anzusehen.

Schulzwang

GemaB § 68 HSchG besteht die Mdglichkeit, den die Schulpflicht verletzenden Schiler im
Wege des Schulzwanges der Schule zufiihren zu lassen. Mit dieser MaBnahme kann das
Erscheinen des Schilers fur den Tag der Zwangsanwendung durchgesetzt werden. Solange
keine Veranderung seines Verhaltens bewirkt werden kann, muss das Verfahren alltaglich neu
durchgefiuhrt werden, um einen regelmaBigen Schulbesuch sicherzustellen.

Ein anderes Ergebnis wére nur dann zu erwarten, wenn aufgrund bestehender sozialer
Bindungen allein durch das Verfahren eine Verhaltensédnderung eintréte, was jedoch nur in

Uberschaubaren - eher landlichen - Strukturen zu erwarten sein durfte.

Dieses Verfahren besitzt wegen des damit verbundenen Aufwands und der geringen
padagogischen Wirksamkeit wenig praktische Relevanz.

Verfahren nach dem OWiG

Praktisch haufiger und erfolgversprechender ist demgegeniiber die Einleitung eines Ord-
nungswidrigkeitsverfahrens. Voraussetzung hierfur ist, dass der Schiler gemafB der §§ 58 ff.
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HSchG vollzeitschulpflichtig!> oder gemal3 der §§ 62 ff. HSchG berufsschulpflichtigé ist.
Voraussetzung ist ferner, dass gegen die vorgenannte Schulpflicht durch unentschuldigtes
Fernbleiben verstoBen worden ist.

Sofern der Schiler jlinger ist als 14 Jahre, ist er ordnungswidrigkeitsrechtlich nach den §§ 12
Abs. 1 Satz 1, 46 Abs. 1 OWIiG iV.m. § 181 Abs. 1 HSchG nicht verantwortlich, sodass eine
Ordnungswidrigkeitsanzeige nur gegen seine Erziehungsberechtigten maglich ist. In diesen
Fallen ist eine Anzeigeerstattung sowohl gegen die Mutter als auch gegen den Vater — jeweils
getrennt — mdglich. Die Entscheidung, gegen wen Anzeige erstattet werden soll, richtet sich
nach den Umstanden des Einzelfalls, d. h., wer gemé&B § 67 Abs. 1 HSchG nicht fir einen regel-
maBigen Schulbesuch gesorgt hat. Dies kann — insbesondere bei Schilern auslandischer
Nationalitdt — haufig auch das ,Familienoberhaupt” oder der Elternteil sein, der Ublicherwei-
se die Kontakte zur Schule wahrnimmt.

In der Altersgruppe der Schiiler Gber 18 Jahre ist eine Anzeigeerstattung wegen Wegfalls der
Erziehungsberechtigung der Eltern nach Eintritt der Volljahrigkeit nur noch gegen den
Schiler selbst moglich.

In der Altersgruppe zwischen 14 und 18 Jahren ist eine Anzeigeerstattung sowohl gegen die
Erziehungsberechtigten als auch gegen den Schiler méglich. Die konkrete Entscheidung ist
auch hier von den Umsténden des Einzelfalls abhéngig; d. h. eine Anzeigeerstattung gegen
die Erziehungsberechtigten wird jedenfalls dann sinnvoll sein, wenn das Fehlen nach den
Erkenntnissen der Schule mindestens auch auf die Haltung und/oder mangelnde Einwirkung
der Eltern zuriickgeht, wobei das Fernhalten von der Schule durch die Eltern gemafB § 181
Abs. 1 Nr. 2 HSchG vorsétzlich oder fahrléssig erfolgt sein kann.

Ein Vorgehen auch oder allein gegen den buBgeldmiindigen Schiler empfiehlt sich immer
dann, wenn nach den Erkenntnissen der Schule das Fehlen lberwiegend auf sein eigenes
Verhalten zurlickgeht, z. B. wenn er von seinen Eltern ordnungsgemaB zur Schule geschickt
worden, dort aber nicht angekommen ist oder die Einwirkungsversuche und -méglichkeiten
der Eltern gescheitert sind.

Immer dann, wenn die Schule? sich nach erfolgloser Durchfihrung der internen Schritte zu
einer Weiterverfolgung des Schulversdumnisses entschieden hat, hat sie bei dem zusténdi-
gen Staatlichen Schulamt Anzeige wegen Schulpflichtversdumnis zu erstatten. Das Staatliche
Schulamt gibt dem Schiiler bzw. seinen gesetzlichen Vertretern schriftlich Gelegenheit zur
Stellungnahme zu dem gegen ihn erdffneten Ordnungswidrigkeitsverfahren (sog. Anhérung).
Damit hat der Betroffene (= Vater/ Mutter oder Schiler) die Méglichkeit, eventuell vorhande-
ne Entschuldigungsgriinde oder sonstige Verfahrenseinwénde vorzubringen.

Gehen innerhalb einer AuBerungsfrist von 10 bis 14 Tagen keine oder nur unbeachtliche
Einwénde ein, wird das Staatliche Schulamt einen BuBgeldbescheid erlassen und diesen dem
Betroffenen férmlich zustellen. Dieser Bescheid enthalt neben dem gesetzesbezogenen
Vorwurf eine Entscheidung Uber das zu entrichtende BuBgeld, die Verfahrenskosten und son-
stige Auslagen.

15) Diese Verpflichtung besteht fiir neun Schulbesuchsjahre mit der Méglichkeit der Verlangerung um ein Jahr.
16) Diese Verpflichtung schlieBt sich an die Vollzeitschulpflicht fir den Fall des Abschlusses eines
Ausbildungsverhéltnisses nach dem BBiG an und umfasst drei Schuljahre.

17) Ausgeldst durch eine Mitteilung des Klassenlehrers und durch die Anzeige des Schulleiters.
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Wertung des Verfahrens

Bei Durchfiihrung eines solchen streng formalisierten Verfahrens wird der schulinterne
Bereich erkennbar Gberschritten und eine allgemeine, d. h. in allen Lebensbereichen Ubliche
Sanktionsform gewéhlt. Mit derartigen Verfahren sollen GesetzesverstéBe moglichst zeitnah,
ohne Einschaltung von Gerichten, durch Verwaltungsbehdrden (hier das zustdndige
Staatliche Schulamt) geahndet werden; der so Sanktionierte ist damit nicht vorbestraft. Ziel
dieser - wie jeder anderen - Sanktion ist vorrangig, den Betroffenen kinftig zu einer
Verhaltensdnderung zu bewegen - insoweit stellt dieses Verfahren eine durchaus paddagogi-
sche Methode dar.

Besonders erfolgversprechend sind dabei die Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen
Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren. Dabei ist zwar verfahrensrechtlich zunachst die
Ausweisung eines bestimmten Geldbetrages, der sich an der Dauer der Fehlzeit und ggf.
auch einer eventuellen Wiederholungstaterschaft orientiert, erforderlich; sofern der
Jugendliche erwartungsgemal und beabsichtigt im Laufe des Verfahrens erklart, er kénne
das BuBgeld nicht bezahlen, wird dies als Antrag auf Festsetzung einer ErsatzmaBnahme nach
§ 98 OWIG gewertet, Gber den dann das Amtsgericht entscheidet. Dieses setzt nach einem
vom Gericht selbst entwickelten Schlissel anstelle des BuBgeldes in der Regel eine Arbeits-
auflage in einem bestimmten Stundenumfang in einer gemeinnitzigen Einrichtung fest. Die
Ableistung dieser Arbeitsauflage (z. B. in Altersheimen o. 8.) wird vom Amtsgericht als
Vollstreckungsbehdrde tberwacht und nach Erledigung dem Staatlichen Schulamt mitgeteilt.

Mit dieser MaBnahme, die in der Freizeit der Jugendlichen vollstreckt wird, gelingt es in vie-
len Fallen, die RegelmaBigkeit des Schulbesuchs wesentlich zu erhdhen; insoweit kann auch
ein sonst der Schule sehr fern liegendes und nicht primar fir den padagogischen Bereich ent-
wickeltes Verfahren als pddagogische Chance begriffen und genutzt werden. Dabei soll nicht
verkannt werden, dass die notwendige Verfahrensdauer von mindestens zwei Monaten zwi-
schen Anzeigeerstattung und Erlass des BuBgeldbescheides dem p&dagogischen Prinzip
einer méglichst zeitnahen Reaktion auf das Fehlverhalten widerspricht. Sich aus diesem
Grund von der Einleitung solcher Verfahren abhalten zu lassen hief3e jedoch, die vorhande-
nen padagogischen Mdglichkeiten dieses Verfahrens ungenutzt zu lassen, was letztlich zu
Lasten des einzelnen Schilers ginge. So verstanden dient auch die Durchfihrung von
BuBgeldverfahren wegen Schulpflichtverletzungen der Wahrnehmung des schulischen
Erziehungsauftrags.

4.2 Straftaten an Schulen (strafmiindig/-unmiindig)

Bei Straftaten, die an einer Schule von Schilern der Schule begangen werden, ist seitens der
Schule in jedem Einzelfall zu prifen, ob sie ihre schulrechtlichen Sanktionsmdglichkeiten fir
ausreichend ansieht. Nur wenn sie dies im Einzelfall verneint, muss sie die Einschaltung der
Polizei prufen. Eine generelle Verpflichtung, bei Kenntnis von einer Straftat entsprechend dem
Legalitétsprinzip nach § 152 Abs. 2 StPO Anzeige zu erstatten, besteht fir die Schule aus-
dricklich nicht. Dies liegt vielmehr in ihrem wohlverstandenen pddagogischen Ermessen.
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4.3 Gewalt in Familien

Gewalt innerhalb der Familie hat besonders gravierende Folgen. Im sozialen Nahraum, in
dem Zuneigung, Vertrauen, Firsorge, Liebe erwartet werden und stattdessen Demitigungen,
Verletzungen und Misshandlungen stattfinden, pragt dies die Erfahrung von Erwachsenen
und Kindern auf eine schadigende Art und Weise. Gerade in diesen Fallen sind verschiedene
Stellen zum Handeln berufen. Die Méglichkeiten der Zusammenarbeit werden nachfolgend
beispielhaft beschrieben:

Die Polizei wird oftmals zu Fallen hauslicher Gewalt gerufen. Dabei sind Kinder und Jugend-
liche unmittelbar oder mittelbar betroffen. Da schon das Miterleben von hauslicher Gewalt in
der Regel eine Kindeswohlgeféhrdung darstellt, unterrichtet die Polizei unmittelbar das
zustandige Jugendamt. Das Jugendamt prift den Sachverhalt und leitet notwendige
MaBnahmen in eigener originérer Zustédndigkeit ein.

Die Polizei muss bei Vorliegen hauslicher Gewalt vor Ort daflir Sorge tragen, dass Kinder und
Jugendliche nicht weiteren Gefahrensituationen ausgesetzt sind. Oftmals ist es dazu ausrei-
chend, wenn gegen den Aggressor eine Wegweisungsverfligung gemaB § 31 Abs. 2 HSOG
erteilt wird. Auf die Polizeilichen Handlungsleitlinien zur Bekdmpfung héuslicher Gewalt wird
verwiesen's.

In Einzelfallen kann jedoch auch eine Unterbringung der Kinder und Jugendlichen notwen-
dig sein. Fir diese MaBnahmen ist grundsétzlich das Jugendamt originér zustandig. Da Félle
hauslicher Gewalt jedoch haufig zur Abend- bzw. Nachtzeit auftreten, muss die Polizei in
Fallen der Nichterreichbarkeit von Jugendamtern vor Ort dafiir Sorge tragen, die Kinder und
Jugendlichen adédquat unterzubringen. In Hessen gibt es jedoch nahezu flachendeckend bei
jedem ortlichen Trager der &ffentlichen Jugendhilfe/ Jugendamt eine Rufbereitschaft. Em-
pfehlenswert ist die Weiterleitung/ Information der entsprechenden Rufnummern an die Poli-
zeidienststellen.

Sofern Eltern sich bei den polizeilichen MaBnahmen nicht kooperativ zeigen und gar
Widerstand gegen die eingesetzten Beamten leisten, konnen diese in Einzelfallen auch mit
Zwang durchgesetzt werden.

Wird das Jugendamt durch die Polizei wegen hauslicher Gewalt informiert, kann es sein, dass
ein Kind vom Jugendamt zunachst nach § 42 SGB VIIl in Obhut genommen und in eine
Bereitschaftspflege oder Einrichtung verbracht wird. Widerspricht einer der beiden
Sorgeberechtigten der Inobhutnahme, so ist das Familiengericht umgehend einzuschalten (§
42 Abs. 3 SGB VIII). Das Familiengericht entscheidet sodann tber notwendige MaBBnahmen
nach § 1666 BGB. MaBnahmen des Familiengerichts sind z. B. der Entzug des Sorgerechts
oder das Gebot, Leistungen der Jugendhilfe oder der Gesundheitsfiirsorge anzunehmen.

Ergadnzend dazu kommt eine Anrufung des Familiengerichts gemal3 § 8a SGB VIl infrage,
wenn seitens des Jugendamtes Kenntnisse hinsichtlich einer Kindeswohlgefdhrdung vorlie-
gen, die familiengerichtliche MaBnahmen erforderlich machen. In der Regel werden auch
Kinderkrippe/ Kindertagesstatte/ Schule Uber die Inobhutnahme des Kindes informiert.

18) http://www.polizei.hessen.de/icc/internetzentral/nav/461/binarywriterservlet?imgUid=0471%eac-bdae-f111-
1067-912109241c24&uBasVariant=11111111-1111-1111-1111-111111111111
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Mit dem sorgeberechtigten Elternteil, welches dem Kind keine Gewalt bzw. Verletzungen
zugefigt hat, nimmt das Jugendamt sodann Kontakt auf. Hinsichtlich einer Beratung und
Abklarung des AusmalBes der Gewalt sind folgende Varianten eines weiteren Verlaufs moglich:

= Dieser Elternteil kehrt in die gemeinsame Wohnung zurlick und beantragt eine Woh-
nungszuweisung. Das Kind kehrt nach Priifung durch den Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe dorthin zuruck,

= ein Elternteil (hier die Mutter) begibt sich in ein Frauenhaus und bekommt ihr Kind zurtick,

= ein Elternteil kehrt in die gemeinsame Wohnung zurlick und negiert die Vorfélle und nimmt
auch den Partner wieder auf. Es Iasst keine Hilfe durch das Jugendamt zu. In einem solchen
Fall verbleibt das Kind in der Regel in Obhut. Soweit das Familiengericht im Vorfeld involviert
war, wird es Uber den aktuellen Sachstand informiert.

Eine gegenseitige Information tUber den Verlauf zwischen Polizei und Jugendamt ist empfeh-
lenswert. Fir das Jugendamt ist dies nach derzeitiger Rechtslage jedoch nur méglich, wenn
das Einverstédndnis des Geschadigten vorliegt.

4.4 Kindesmisshandlung, Kindeswohlgeféhrdung

Kindesmisshandlung ist physische, psychische und/ oder sexualisierte Gewalt gegen Kinder
und Jugendliche.

Gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung liegen vor, wenn dem Jugendamt
konkrete Hinweise oder ernst zu nehmende Vermutungen fur eine nicht unerhebliche Gefahr
fur das kérperliche, geistige oder seelische Wohl eines Minderjdhrigen bekannt werden.

Die Mdglichkeiten der Zusammenarbeit werden nachfolgend beispielhaft beschrieben:

Meldet die Schule dem Jugendamt einen Fall von Kindesmisshandlung, weil sie z. B.
Verletzungen am Ricken festgestellt hat, nimmt das Jugendamt Kontakt mit der Schule auf
und spricht mit dem Kind. Ziel ist es dabei, dass das Jugendamt den Sachverhalt und Art und
Ausmal der Verletzungen aufklart. Das Jugendamt hat in diesen Féllen nach § 8a Abs. 1 SGB
VIIl das Gefdhrdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte einzuschéatzen.

Intern wird festgestellt, ob die Familie bereits bekannt ist. Das Kind wird mdglichst einer auf
Kinderschutzmedizin spezialisierten padiatrischen Praxis bzw. Kinderklinik oder der Rechts-
medizin zur Einschatzung der Schwere einer Misshandlung vorgestellt'?. Halt das Jugendamt
das Tatigwerden des Familiengerichts fir erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen, damit
sorgerechtlichen MaBnahmen durch das Familiengericht angeordnet werden kénnen (vgl. §
8a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII). Besteht eine dringende Gefahr fir das Kind oder den Jugendlichen
und kann die Entscheidung des Familiengerichts nicht abgewartet werden, so ist das
Jugendamt berechtigt und verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen nach § 42 SGB VIlI
in Obhut zu nehmen (vgl. §§ 8a Abs. 2 Satz 2, 42 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII). Die Eltern werden tber

19) http://www.familienatlas.de/global/show_document.asp?id=aaaaaaaaaaaidfw Gewalt gegen Kinder,
Handlungshilfen fur Arztpraxen in Hessen. Diese Verdffentlichung enthélt die Dokumentationsanleitung aus:
Hermann, Dettmeyer, Banaschak, Thyen, Kindesmisshandlung. Medizinische Diagnostik, Intervention und rechtliche
Grundlagen/Springer Medizin Verlag (2008).
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die Inobhutnahme informiert. Das Jugendamt wird in diesem Fall ein Gesprach mit den Eltern
fihren und u. U. einen Hausbesuch machen.

Widersprechen die Eltern der Inobhutnahme, wird auch in diesen Fallen eine Entscheidung
des Familiengerichts durch das Jugendamt herbeigefihrt (siehe Nummer 4.3). Auch hier soll-
te durch das Jugendamt eine kurze Information an die Krippe, Kindertagesstatte oder Schule
Uber die Inobhutnahme erfolgen.

Erfolgt kein Widerspruch gegen die Inobhutnahme, prift das Jugendamt eine Riickkehr mit
Hilfeangebot durch das Jugendamt. Eine JugendhilfemalBnahme wird eingeleitet. Hier kann
es sich auch um eine vollstationare Hilfe im Rahmen der Hilfe zur Erziehung handeln.

Darlber hinaus kann auch die Einschaltung anderer Beratungsstellen und Hilfen des Gesund-
heitssystems sowie weiterer Hilfen erfolgen.

Nehmen die Eltern keine Hilfe an, wird ebenfalls das Familiengericht nach § 1666 BGB angerufen.

Meldet die Polizei dem Jugendamt einen Fall von Kindeswohlgefdhrdung oder Kindesmiss-
handlung, dirfte eine Rickmeldung vom Jugendamt an die Polizei zumeist an dem fehlenden
Einverstédndnis der Sorgeberechtigten scheitern.

4.5 Kinder und Jugendliche mit Erziehungshilfebedarf

Die Gewéhrung von Hilfe zur Erziehung setzt einen der defizitdren Erziehung korrespondie-
renden erzieherischen Bedarf des Kindes/ Jugendlichen, der seine Ursache in einer erziehe-
rischen Mangelsituation hat, oder einen entsprechenden Bedarf bei den Eltern voraus. Die
Félle von Familien mit Erziehungshilfebedarf steigen stetig an. Hilfe zur Erziehung ist ein
Sammelbegriff fir Leistungen nach dem SGB VIlI, die Personensorgeberechtigten gewahrt
werden mussen, wenn eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechende
Erziehung nicht gewéhrleistet ist. Die Anspruchsgrundlage ergibt sich aus § 27 SGB VIII.

Neben den Hilfebedarfen von Familien mit jingeren Kindern und Vernachlassigungen haben
sich in den letzten Jahren zwei Fallkonstellationen verstéarkt herausgebildet, in denen die
Zusammenarbeit mehrerer Institutionen im Sinne dieser Handreichung eine Rolle spielt: zum
einen das Vorkommen massiv auffélliger Kinder in Férderschulen, zum anderen Kinder und
Jugendliche, die insbesondere wegen verschiedener Eigentums- und Gewaltdelikte von der
Polizei aufgegriffen werden.

Ist ein Schiller so massiv aufféllig, dass eine unmittelbare Gefahrdung besteht und bspw. eine
Beschulung selbst in kleinen Gruppen von nur drei Schiilern spéatestens nach einer
Unterrichtsstunde nicht mehr mdglich ist, wird von Seiten der Schule Kontakt zu den
Sorgeberechtigten aufgenommen. Es kann ein Gesprach zwischen Jugendamt, Eltern(teil),
Schule und ggf. Staatlichem Schulamt folgen. Reagieren die Sorgeberechtigten nicht auf
diese Informationen, findet ein persdnlicher Kontakt des Jugendamtes statt. Besucht das Kind
eine Forderschule, kann es sein, dass das Staatliche Schulamt auf Antrag der Schule das
Ruhen der Schulpflicht anordnet, wenn weder eine weitere pddagogische Moglichkeit an der
Schule fur Erziehungshilfe besteht noch eine weitere Einwirkungsmdoglichkeit durch die
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Erziehungsberechtigten noch eine Einsichtsfahigkeit des Schilers. Das Jugendamt hat nun
die Moglichkeit, das Familiengericht nach § 1666 BGB anzurufen.

Wird ein Schiler mehrfach wegen verschiedener Straftaten von der Polizei aufgegriffen, mus-
sen die Polizeibehérden Kinder und Jugendliche nach Erfassung des Sachverhaltes und
Feststellung der Personalien wieder den Eltern ibergeben. Das Jugendamt erhélt eine stan-
dardisierte Mitteilung der Polizei und entscheidet aufgrund eigener fachlicher Beurteilung
Uber sein weiteres Vorgehen.

4.6 ,Abgénger”

Immer 6fter taucht die Fallkonstellation auf, dass Jugendliche wiederholt von zuhause abgangig
sind und auch in der Schule fehlen. Eltern und Schule wenden sich dann nicht selten an das
Jugendamt und/oder die Polizei. Dabei ist die Polizei in diesen Fallen meist erster
Ansprechpartner. Sofern die Polizei Kenntnisse Uber den Aufenthaltsort - auch aus friheren Fallen
- hat, werden unmittelbar notwendige MaBnahmen zum Auffinden der abgangigen Kinder und
Jugendlichen ergriffen. Werden diese von der Polizei aufgegriffen, erfolgt eine Rickfiihrung ent-
weder zu den Erziehungsberechtigten oder zum Jugendamt. Bestehen Bedenken gegen eine
Ruckfihrung zu den Erziehungsberechtigten, sind die Voraussetzungen einer Inobhutnahme zu
prifen und fur eine alternative Unterbringung zu sorgen. Dies kdnnen sowohl Pflegefamilien als
auch Einrichtungen der Jugendhilfe oder Kinder- und Jugendpsychiatrien sein.

In Fallen, in denen der Aufenthalt abgangiger Kinder und Jugendlicher nicht bekannt ist, nimmt
die Polizei eine Vermisstenanzeige auf und informiert damit auch das Jugendamt. Die als vermisst
gemeldete Person wird sodann bundesweit und ggf. international zur Fahndung ausgeschrie-
ben, sodass ein Auffinden auch an weiter entfernten Orten zur unmittelbaren Verknipfung zur
Vermisstensache und zur Einleitung der entsprechenden MaBBnahmen fiihrt.

Das Jugendamt wird in der Regel zunachst prifen, ob die Familie dem Jugendamt bereits bekannt
ist. Danach kann mit der Polizei das weitere Vorgehen besprochen werden. Greift die Polizei das
Kind im Rahmen der FahndungsmalBnahmen auf, bringt sie es entweder nach Hause oder tiber-
gibt es dem Jugendamt. Sofern das Jugendamt in Ausnahmeféllen nicht erreicht werden kann,
gibt die Polizei das Kind in eine durch das Jugendamt im Vorfeld benannte Stelle in Obhut. Ein
Bericht fir das Jugendamt wird angefertigt. Sofern das Kind nicht unmittelbar den Eltern Gberge-
ben werden kann, informiert das Jugendamt die Eltern, damit diese das Kind abholen.

Erhalt das Jugendamt vor der Polizei Kenntnis tGber die Rickkehr des Kindes, empfiehlt sich
abschlieBend eine kurze Information tber die Rickkehr des Kindes an die Polizei, damit diese die
Vermisstensuche einstellen kann.

Hat das Jugendamt Kenntnis Uber den Aufenthalt des Kindes und weigert sich dieses, nach
Hause zu gehen, nimmt das Jugendamt Kontakt zum Kind auf und klart die Ursache fur die
Weigerung. Entweder bringt das Jugendamt das Kind mit seinem Einverstandnis nach Hause
oder es nimmt es nach entsprechender Information der Eltern in Obhut. Widersprechen die
Eltern der Inobhutnahme, ist das Familiengericht anzurufen. Bis zu dessen Entscheidung ver-
bleibt das Kind in der Inobhutnahmeeinrichtung.

AbschlieBend empfiehlt sich auch hier eine kurze Information an die Polizei.
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Nimmt das Kind oder der Jugendliche weder kontinuierliche Hilfe noch Unterstiitzung durch
das Jugendamt an, erfolgt in der Regel zunéchst eine Abklarung, ob sich das Kind/ der
Jugendliche weiterhin an jugendgefédhrdenden Orten aufhélt. Kommt nach Einschatzung des
Jugendamtes eine MalBBnahme nach § 1631b BGB in Betracht, so werden die Eltern tber die
Méglichkeiten einer entsprechenden Antragstellung beraten.

Sind die Eltern zu einem Beratungsgesprach nicht bereit, ist ggf. durch das Jugendamt das
Familiengericht anzurufen, damit durch das Gericht sorgerechtliche MaBnahmen geprift wer-
den. Bei einer dringenden Gefahr fir das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfolgt unver-
zuglich eine Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 SGB VIII durch das Jugendamt. Danach wird das
Familiengericht nach § 8a SGB VIl durch das Jugendamt angerufen.

4.7 Umgang mit verhaltensauffélligen Schiilern

Sofern diese Schilerklientel nicht strafrechtlich auffallig ist, ist neben den schulinternen
Reaktionsmoglichkeiten des § 82 Abs. 1 und 2 HSchG an die Einschaltung des Jugendamtes
mit dem Ziel zu denken, die Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder zu unterstitzen.

Daneben ist im Zusammenhang mit der Moglichkeit der Anordnung des Ruhens der
Schulpflicht nach § 65 Satz 2 HSchG eine Beteiligung des Jugendamtes zur Sicherstellung
alternativer Hilfemdglichkeiten regelmaBig erforderlich.

4.8 Umgang mit sozial auffélligen Kindern und Jugendlichen

Die Zahl der sozial auffalligen Kinder und Jugendlichen nimmt stetig zu. Zwei Fallgestal-
tungen sind denkbar: Zum einen die unter Nummer 4.6 beschriebenen Szenarien zu Abgan-
gern. Zum anderen kommen Falle wie das nachfolgende Fallbeispiel in der Praxis hdufig vor:

Ein Jugendlicher fallt mehrfach polizeilich auf und zeigt sich wenig einsichtig und kooperativ.
Beispielhaft kdnnte ein Verfahren folgendermalBen aussehen:

Zunachst erfolgen eine Strafanzeige und, sofern es sich nicht um ein strafunmindiges Kind
handelt, strafprozessuale MaBnahmen. Das Jugendamt wird durch die Polizei standardisiert
informiert. Bei dieser Mitteilung wird das Feld ,betreuungsbedirftig” (im Sinne eines subjek-
tiven Eindrucks ,Kind braucht Hilfe"), Riickmeldung erbeten” angekreuzt.

Dem Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe stehen mehrere mégliche MaBBnahmen zur Auswahl.
Sie richten sich nach den Regelungen des SGB VIII:

Der fiir den Wohnort des Kindes/ Jugendlichen zustdndige Mitarbeiter der Jugendbhilfe prift
in der Regel zunachst, ob dieses/ dieser bereits bekannt ist. Eine zeitnahe Kontaktaufnahme
mit dem zustdndigen Sachbearbeiter der Polizei ist in diesen Fallen sinnvoll. In dem Gespréch
sollte es um den Austausch relevanter Informationen gehen (wer betreut das Kind/ den
Jugendlichen im Verfahren nach dem SGB VIII und steht als Ansprechpartner fiir die Polizei
zur Verfiigung). Sodann wird mit den Eltern (ggf. auch telefonisch) Kontakt aufgenommen, um
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ein gemeinsames Gesprach mit dem Kind/ Jugendlichen zu fihren. Es dient dem
Informationsaustausch und der Einschatzung der familidren Situation. Sollten sich im
Gesprach Hinweise ergeben, die eine Unterstlitzung der Familie in Form einer Hilfe zur
Erziehung sinnvoll erscheinen lassen, wird diese entsprechend eingeleitet.

Bei Kindern ist das Ermittlungsverfahren zwingend einzustellen.

Sollte bei Jugendlichen aufgrund der Beratung und/ oder der eingeleiteten Hilfen eine Fort-
fihrung des Ermittlungsverfahrens entbehrlich erscheinen, setzt sich die Jugendhilfe im
Strafverfahren mit der Staatsanwaltschaft in Verbindung und informiert diese tiber den aktu-
ellen Sachstand. Sodann wird die das Ermittlungsverfahren abschlieBende Verfliigung der
Staatsanwaltschaft abgewartet.

Im Falle einer Anklageerhebung fihrt die Jugendgerichtshilfe mindestens ein ggf. auch meh-
rere Gesprache mit dem Jugendlichen und seinen Eltern. In diesem Gesprach wird der
Jugendliche Uber alle mit dem Verfahren und insbesondere mit der Hauptverhandlung
zusammenhangenden Fakten informiert. Es wird ein schriftlicher Bericht erstellt, der sowohl
an das Gericht als auch an die Staatsanwaltschaft geht.

Der Mitarbeiter der Jugendgerichtshilfe nimmt in geeigneten Féllen an der Hauptverhand-
lung teil (sieche Nummer 2.2) und erstattet am Ende der Beweisaufnahme seinen Bericht.
Neben der Darstellung der personlichen Lebensverhéltnisse des Jugendlichen nimmt er ins-
besondere Stellung zur strafrechtlichen Verantwortungsreife gemafB § 3 JGG und zu mogli-
chen jugendrichterlichen Reaktionen. Dabei ist zu beachten, dass die Anordnung einer Hilfe
zur Erziehung geméB § 12 JGG durch das Gericht eine vorherige Anhérung des Jugend-
amtes voraussetzt.

Im Nachgang der Hauptverhandlung tGberwacht die Jugendgerichtshilfe die Einhaltung von
Weisungen und ggf. Auflagen, die das Jugendgericht dem Jugendlichen erteilt hat. Die
Jugendgerichtshilfe ist grundsétzlich auf die Kooperation des Jugendlichen und seiner Fa-
milie angewiesen. Es besteht im Vorfeld einer Hauptverhandlung keine Méglichkeit, den
Jugendlichen zu einer Kooperation mit der Jugendhilfe zu zwingen

4.9 Amtshilfe / Vollzugshilfe / Schutzhilfe

Behorden kénnen Aufgaben in einigen Fallen nur mit der Hilfe anderer Behérden bewéltigen.
Diese Form der Zusammenarbeit zwischen den Behdrden ist gesetzlich geregelt als Amts-
hilfe. Grundlage fir die Amtshilfe sind u. a. die §§ 4 bis 8 des Hessischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (HVwWVIG) sowie die §§ 3 bis 7 SGB X.

Amtshilfe ist dabei eine im Einzelfall auf Ersuchen einer (Verwaltungs-)Behérde von einer
anderen (Verwaltungs-)Behérde geleistete (Verwaltungs-)Hilfe, die die Tatigkeit der anderen
Behorde ergénzt. In Bezug auf Kinder und Jugendliche kommt insbesondere die Ermittlungs-
hilfe zum Tragen. Dabei wird bspw. eine Polizeibehdrde fur das Jugendamt tatig, um den
Aufenthalt und die Identitat von Personen zu klaren.
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Mehr praktische Bedeutung in Bezug auf die Zusammenarbeit in Fallen von Kindeswohlge-
fahrdung und Jugendkriminalitét hat eine spezielle Form der Amtshilfe, die Vollzugshilfe.
Insbesondere in Fallen, in denen Gesprache seitens des Jugendamtes mit gewaltbereiten
Eltern erforderlich oder MaBBnahmen gegen den Willen der Eltern im Zusammenhang mit
einer Unterbringung eines Kindes notwendig sind, unterstitzt die Polizei zum Schutz des
Personals der ersuchenden Behérde. Diese verfligen zumeist nicht Gber entsprechend befug-
tes Vollzugspersonal und Ausstattung wie die Polizei. Ist z. B. bei der Inobhutnahme die
Anwendung unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind vom Jugendamt im Rahmen der
Vollzugshilfe die Polizeibehdrden hinzuziehen (§ 42 Abs. 6 SGB VIII). Nach § 51 Abs. 2 HKJGB
in Verbindung mit § 44 Abs. 2 HSOG leisten die Polizeibehérden dem Jugendamt auf
Ersuchen Vollzugshilfe. Die Mitarbeiter des Jugendamtes selbst sind nicht befugt, unmittel-
baren Zwang oder Gewalt anzuwenden.

Dabei sind die Polizeibehérden nur fir die Art und Weise der Durchfihrung der Vollzugshilfe
verantwortlich. Die ersuchende Behdrde bleibt demnach Herrin des Gesamtverfahrens. Fol-
gende Voraussetzungen ergeben sich fir die sog. Schutzhilfe aus § 44 Abs. 2 HSOG:

1. Wenn unmittelbarer Zwang anzuwenden ist und diese Behdrden nicht Gber die hierzu
erforderlichen befugten Bediensteten verfigen oder ihre MaBnahmen nicht auf andere
Weise selbst durchsetzen kdnnen,

2. bei Vollzugshandlungen dieser Behorden, soweit dies zum Schutz der Vollzugsorgane die-
ser Behorden, zugezogener Zeugen und Hilfspersonen mit Ricksicht auf zu erwartenden

Widerstand erforderlich ist, oder

3. wenn zur Feststellung der Identitat erkennungsdienstliche MaBnahmen angeordnet wor-
den sind.

Zudem ist folgende formelle Voraussetzung zu erfillen:

= Schriftliches Ersuchen unter Angabe von Grund und Rechtsgrundlage (kann im Eilfall ent-
fallen), § 45 Abs. 1 HSOG.

Fihrt die Polizeibehérde im Rahmen der Vollzugshilfe zusatzliche nur ihr zustehende MalBnah-
men durch, spricht man auch von gesteigerter Amtshilfe.

Anlage:
Tabelle/Fallkonstellation



Fallkonstellation

ZUSA

Netzwerke

Repression TINFER

Zusa

PARTNER
PRAVENTION




Fallkonstellation

1S1 Uswwod|eb

Bunpusmuy Unz 1yosije.ls
-pusbnr uisjos ‘BunddaiIs||oN |

OIS # €1C §§ ‘(usayepian

-|oniwisIyDay "|Yosula) suaiyey}
-lamdnen sep Buniynyyaing m

(OS H 661 §8)

suaiyependnen sep

Bunuyoi3 sip Jagn Bunplayodsiug
TUSTURSAUSYSIV |

usbun|pueysbunys

-NSJ91UN J9YDI[193YdL SWYeUIOA
TUSIJeISASOUNTIIWIT m
Yoo

(Od¥s 92z §)

uaJyepanens wi Bunyuimup

Od¥S 1251 § '[BA
'[odoucwWSBeRUY SpiD m

OO G §§ '1BA 'usyssnzqe

BunBjopap Jap UOA ‘U y2IBOIN

SWYeUsNy

(OIS 091 ‘I 251 §§) usnaiyosnzuie

uspjundsyeyuy usydljyoesiel

uspusydlainz 1aq usjeyens

Jasegbjopien usbam 1e81yd1j)d

Jan pun 1bnysaiaq 'spab 1sl yis
:BUEMZSBUNGOISA |

(V1S) Yeydsyemuesieels

DIMO €6 § "wab
memmc,tm_ .Emmﬁ\_u__‘._.a r_umc thmv_

-BupimsbunupiQ uoa Bunbjopien m
‘OdIS €91 §

yoeu BunBjopenjens inz1ydljjd m

DOSH Wap Yyoeu Jysmgeuaiyeon) m

(1A 995 2§
pun oG §§) usiyoLabusijiwey

USp JOA UBIYBLISA Ul BUNIIMUIA B
SOPUNWIOA Saule bun|e1seg 466 m
‘(yemegy Jaydyisney 18q 109
-lansBunisyep ‘uswyaunzue
aj|lypuabnr usbejyny ‘ebiog
usyoleye Jep bnzyus|is]
‘Bnzaug ) yousbusijiwe Jagn
4949 9991 § Yoru usiyepsp
Bunus|uig/BunyiIMUN m
‘(1yo1IeD) "We Jagn usuwiyeu
SN NEVEAESIEIETE)
8549 9 LE€91 Yoeu usiyepsp
Bunys|uig/Bunimin |
‘(Buniesacayong *g “z) us||91g
a1oubleal ue slomianiaopn
Jepo/pun Bunie|beg ‘Gunieleg m
‘UsJyepianieng Ul sjiypusbn- m
‘(Jeuonelsaue|nquie) sydijpusbne
any Bunysizig unz sjIH m
‘ule)|3 ue Bunyaizig Nz of|IH m

(1y2114dinyos e1p usbab usgoisiep
uabam usbiezuy Jopo uswyeu
-gewsbunupiQ ‘uswiyeugep
ayosibobepey=) usuoipjues
Jayosinyas Bunbueyisp
INZ3Y2ljid Yone usjjgjezui Ul m
‘Bunupio|nysg Jep
Bunyjeyserydaijny Inz ujabay
usbnsuos Jap pun wydijpdsyons
-2q|NY2s 4op W1d|nyds Jop
Bunznesyoing inz Bunydijydiop m
WPRIdsIYRISINY m
‘Beaynesbunyaizig pun -sbunp|ig m

Beinyny

znsnp

1921]0d

jwepuabnr

a|nyas

42



Fallkonstellation

V1S aIp ue sbuebiop sep aqebqy m
'ViS Jep BunmyoLusun m
‘1eyeulS Jaule "W'Z' 1 usuyeugel
pun usbuniuig aydi|ezi|od m
‘swyeujneusbiezuy m
(DOSH
/ 'SQV 8¢ §) usiailaq uaydamz
-IyaMQeuaiye}an) Nz UsNLISISED) |
18P0 (DOSH Z'sqv Z¢ §)
uaiyninz Jwepusbnr wep ais m
(DOSH 1L'sqv Z¢€ §) ussiamian
anelsisen) Jauls sne abuyelispul\ m
'DIIHOL §
‘web alnelyohsq ul Bunsiemuig m
us1bnyosiagsbunysiziyy
uJey3 alp ue BunuynpPny m
‘ubnyodaiagsbunysiziyy
uJey|3 Jop BunmydleUN |

“'uedayiy
'ZuslajuodiajaH ‘( "019 "19z1|0d

Buniepio usyosibobepedisap
-UOS UNZ Ualyepap UoA Bunysjui m
‘UswiyeugewsbunuplO m

‘uswiyeuge|n aydsibobepey
Jepo ayosiiolesiuebiO m

:Bojerey ‘a|NY2S) plajwn wi Bunjoyulsoyu Isusiq Jeyosibojoyohsdinyos m | swyeugelp|
-uswiyeugel Jepuagaljyosge ydIN Jw djiasoubelq eyosibobeped|eizog ‘UszusIe4UOY | auia3u|
9SI9)\\ @Jopue jnem
(OdiS 8G1L §) usuonnusuy/
uauosIad 19b11suos Jepo usy
-Bipeyosan) sep oblazuejens yoinp m
Youen 19Z110d m
9SI9\\ @Jepue jne m Jopo wepusbnr
(OIS 85| §) usuONNUISU|/ UBUOSISY jwepusbnrm yoJnp yone us|jeyozulg Ul m
Jebnsuos 1apo us1bipeyasan) aNydS m (ulequoen ‘uisl|] alepue) enlid m ‘UJ8)|3 USJep J19PO UIBNYDS
sop ablazuejens Yoinp m usyoljpusbnr sep wie) 3 m usydl|pusbnr sep wie)I m (-M]N) UoA BunjienA yainp
1921|104 YoIinp m 15q|9s Jaydl|pusbn - m 1sq|es Jaydljpuabnr m Pl@jWin Uayasi|nyds wap sne m
V1S spud m 19ZIjod m Jopo
jeyeng pdOm aNyoS m 8|NYy2g Jsp qleyisuul m
JauId ydepia WOA SIujuud)| younp ablazuy / Bunpjsy younp Bunp|s|n assiublaig younp us|jeyny SIUjUUDY|

znsnp

1921|0d

jwepusbnr

a|nyas

43



Fallkonstellation

(eaSIA Z€ 1IN 017 |BA) DO 0§
'8€§§ ‘'uswiyeuge|n uspuajiaibis
nz usp nz Buniagny jne aImos
mcs_bcmeBQ:mI..k_w_o ur ey
-Uasamuy Jne Hor Jap ooy Hor
0§ § 'HOr ue bunjleNiwUILLIS] m
Youaon
OOr BZ/ § 's|ye4eqyeH
sauls Bunydais||oA aIp Jeqn HOr
Jop Buniydieun ayosioebijqo m
abey usyolpuayo
Jap Bungay.g Jep Bunieni\ m
uaiyepaasbunIuLg
Wi uoyds 'sj66 oo ||| g€ §
‘wsb (HOr) aj1ysiyousbpusbng
Jop Bunyeyosulg m

(1eBLpIM
-sBbunupiQ /1eYeAS BUISY Uyelen)
a1nde auley) Uy Bipueisnzun leg m
(018 Jopury Je1bisse|yoeulan Jagn
assiujuusyIg 1jeman) Jsydljsney
uajjeq ul g z) usbunpemly / 8qeb
-l@llamsuonewlou| ‘(usydljpusbnr
uoA BunBuuguelun g ‘z) ulep.iops
V[ sep uspiambie| sep aydjom

Hepeq

-9§|1lysbunyaiziz Juw wisnydg
19q Usyabliop seyuwnssbge m

‘Beiynesbunysizig usiep

199 Ul8}|3 uoA Bunzinmsiaun

inz sispuosagsul ‘usydlaisne

jwepuabnr

<u.m \CwC‘_r_mr_m_m_\/_ C_ DCJNHDPw‘_wch ‘_DN [} HLU_C C®E£©C@N§ wc\_wpc_ CC®>> || mCSH_Nr_UmC_m
yosnex
(ensHA -Snesuoiew.loju| Jaulewab||v m
€€ UN N1 1BA) OO 0/ § geweb Bunpayey

suaiyepap sep Buebsny usp pun
Buniisjuig aip Jagn BunydLLIUN |
9IMOS DO | £ § gewsb
8|Nyds Jep Bunioyuy 'sibo m

-aB|yomsapuly| UoA usj|e4
ul'g 'z Jysmgeualyeyan) unz o
‘Bunmiwlig unz o
[lejezul3 Wi m

usj|IH usLe}
-19|abuls 1aq Joupedsuoneiadooy
166 ‘Bunjoyulasuonewlolu| inz

a|nyos
Bumyjeyosuig

znsnp

192]|0d

jwepusbnr

a|nyas

44



Fallkonstellation

mcspswbwm Jalepuoseq

UOA u®1eyeilS 19q pP|ooA W| m
‘suaiyepan

.mmcs_ﬁ_ctm_ Sep uswyey wW| m

A DS ¢§ WA!
499 qLE£91 Bunbulgiaiun au
apungJen Bunyaizaussiayiai4 U |
899 9991 § s|yomsapury| sep bunp
-14g4en 18q uswiyeugen pyoLsH m
A 89S 2 § usyoljpusbnr
pun UIspuIly| UOA swyeuinyqou| m
A DS e8 §
Bunpiyejeblyomsapury|
1aq Beaynezinyos m

us||e4 uspuabaim Jamyds siap
-U0saq Ul JNu 1S Jop Bunijeyosuig
ap|alIp ‘1921104 18q aim dizulid W

znsnr
Bumyjeyosuig

usBunjwlg Jaieyem
BuniynyyoinQ Nz A5 a1p YyaInp y'p’l

Bun|pueyssiwsapuly|

JoAIssew 197 g Z Us||ej|azuig ul
usleyeuls 1aq Bunnelsieusblozuy m
898 qLe9| § 199 Bunzimsiaun m

(dod ze9l

19po |IIA 995 2 §) eqebsneisy

Japo ‘Bunisydis|yomsapury|

Inz uswyeuge|y uoa Bunz
-1oswin Jep leq Bunzinisieun inZ m

Bunpayejebiyom
-sopuly| 19q Jysamgeusaliyeen) inZ m

P[2jWin UaY2sI|Nyds Wi Jopo
9|NY2G JSp Ul UBUOSISY Japwaly
-|NY2s usleyelS UOA UsballIoA 19q
Japo uspiam usyssabue pusyd
-12ISne s|e Jyaw 1YdIu uswyeugel

SUJIUINYDS UUSM ‘Usleyeis 19q |

Jysmaeusalyeyen) iInZ m

19zlj0d
Bumyjeyosuig

znsnp

1921|0d

jwepusbnr

a|nyog

45



Notizen

46



Notizen

47



Notizen

48



	Titel
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Präambel
	1. Ziel der Handreichung
	2. Zuständigkeiten/Aufgaben (Regelungen)
	3. Grundlagen der Zusammenarbeit
	4. Einzelfragen der Zusammenarbeit
	Fallkonstellation



